
für Arbeitnehmer
Steuertipps



Baden-Württemberg ist ein leistungs- und wirtschaftsstarkes Land. Bezogen 
auf das  Bruttoinlandsprodukts pro Kopf nimmt unser Land seit Jahren Spit-
zenplätze ein. Gerade die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in Baden-
Württemberg leisten hierfür einen wichtigen Beitrag. 

Mit der jährlichen Steuererklärung können viele Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer und ihre Familien sich Jahr für Jahr über eine Erstattung sei-
tens ihres Finanzamts freuen. Dieser Ratgeber ist Ihnen dabei eine wert-
volle Hilfe. 

Eine Neuregelung ist für die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer von be-
sonderem  Interesse. In diesem Jahr wurde eine wichtige Entscheidung zur 
Pendlerpauschale für die Besteuerung von Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer getroffen. Die Wege zwischen Wohnung und regelmäßiger Arbeits-
stätte können nun wieder vom ersten Kilometer an als Werbungskosten gel-
tend gemacht werden. Die Broschüre enthält außerdem Informationen zu 
den Bereichen vermögenswirksame Leistungen, Wohnungsbauprämie und 
der privaten Altersvorsorge.

Vorwort



Auch unsere Broschüre Steuertipps für Familien enthält viele Hinweise rund 
um das Thema Besteuerung des Einkommens. Es empfiehlt sich daher, auch 
diese Informationsschrift ergänzend zu lesen. 

Die Abgabe der Steuererklärung ist durch die Möglichkeit der elektronischen 
Steuererklärung (»Elster-Verfahren«) einfacher geworden. Diese bietet einen 
sicheren, effizienten und zügigen Weg, um die eigene Steuererklärung abzu-
geben, und hilft uns darüber hinaus Bürokratie abzubauen. Ein weiterer Vor-
teil dabei ist, dass die elektronischen Erklärungen schneller bearbeitet wer-
den können.

Ich freue mich, Ihnen mit unserer neuen Broschüre einen Ratgeber zu den 
rechtlichen Fragen bezüglich der Einkommensteuer und zum Verfahrensab-
lauf an die Hand geben zu können. Diese Informationsschrift soll Ihnen 
einen Überblick über die wichtigsten Regelungen geben. Konkrete Praxisfäl-
le und Berechnungsbeispiele helfen dabei, die Thematik zu veranschaulichen 
und so besser zu verstehen. Der Ratgeber kann allerdings nicht alle Themen 
erschöpfend ansprechen, denn die Steuerveranlagung ist immer eine Ent-
scheidung im Einzelfall. Bitte sprechen Sie bei weiteren Fragen Ihr Finanzamt 
vor Ort an, das Ihnen hierfür gerne zur Verfügung steht. In allen baden-würt-
tembergischen Finanzämtern gibt es Servicezentren. Dort können Sie diese 
und andere Dienstleistungen zentral abrufen. 

Ihr 
Willi Stächele, Finanzminister, MdL
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Jeder Bürger muss grundsätzlich sein Einkommen versteuern – das heißt er 
ist einkommensteuerpflichtig. Das Einkommen ergibt sich aus der Summe 
der Einkünfte aus den folgenden sieben Einkunftsarten: 

 –  Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft, 
 –  Einkünfte aus Gewerbebetrieb, 
 –  Einkünfte aus selbstständiger Arbeit, 
 –  Einkünfte aus nichtselbstständiger Arbeit, 
 –  Einkünfte aus Kapitalvermögen, 
 –  Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung sowie 
 –  sonstige Einkünfte. 

Bei den Einkünften aus nichtselbstständiger Arbeit wird die Einkommen-
steuer durch den Abzug der Lohnsteuer vom Arbeitslohn durch den Arbeit-
geber erhoben. Die Lohnsteuer ist somit keine eigene Steuerart, sondern nur 
eine besondere Erhebungsform der Einkommensteuer. Obwohl der Lohn-
steuerabzug durch den Arbeitgeber vorgenommen wird, ist doch der Arbeit-
nehmer Steuerschuldner.

Der Arbeitgeber wird im Steuerabzugsverfahren als Beauftragter des Finanz-
amts tätig. Er hat die einbehaltenen Steuerabzugsbeträge Lohnsteuer, Solida-
ritätszuschlag und gegebenenfalls Kirchensteuer für Rechnung des Arbeit-
nehmers an das Finanzamt abzuführen. Der Arbeitgeber hat dem Arbeitneh-
mer die Steuerabzugsbeträge auf einem Ausdruck der elektronischen Lohn-
steuerbescheinigung zu bestätigen.

Mit dem Steuerabzug gilt die Einkommensteuer für die Einkünfte aus nicht-
selbstständiger Arbeit grundsätzlich als abgegolten, es sei denn, dass der Ar-
beitnehmer nach Ablauf des Kalenderjahres eine Einkommensteuererklä-
rung abgibt oder eine Einkommensteuerveranlagung von Amts wegen durch-
zuführen ist. Näheres hierzu finden Sie in der Broschüre »Steuertipps für Fa-
milien«, die im Internet unter www.fm.baden-wuerttemberg.de > Publikatio-
nen > Steuerratgeber abrufbar ist.

Überblick

Lohnsteuerabzug

Allgemeines

Allgemeines
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Im Rahmen einer Einkommensteuerveranlagung wird die für das Gesamt-
einkommen des Arbeitnehmers einschließlich des Arbeitslohns, fällige Ein-
kommensteuer abschließend festgesetzt. Wird der Arbeitnehmer mit seinem 
Ehegatten zur Einkommensteuer zusammen veranlagt, wird für die Ehegat-
ten ein gemeinsames Gesamteinkommen ermittelt. Auf die festgesetzte Ein-
kommensteuer wird die einbehaltene Lohnsteuer als Einkommensteuervor-
auszahlung angerechnet. 

Das nachfolgende Schema stellt eine stark vereinfachte Übersicht zur Ermitt-
lung des zu versteuernden Einkommens im Rahmen der Einkommensteuerver-
anlagung dar: 

    Gesamtbruttojahresarbeitslohn 
des Steuerpflichtigen

   Gesamtbruttojahresarbeitslohn 
des Ehegatten

 –  Freibeträge für Versorgungsbezüge  –  Freibeträge für Versorgungsbezüge

 –  Werbungskosten  –  Werbungskosten

=  Einkünfte aus nichtselbstständiger 
Arbeit

=  Einkünfte aus nichtselbstständiger 
Arbeit

 –  Altersentlastungsbetrag  –  Altersentlastungsbetrag

 –  Entlastungsbetrag für Alleinerziehende

=  Gesamtbetrag der Einkünfte

 –  Sonderausgaben

 –  außergewöhnliche Belastungen

=  Einkommen

 –  Freibeträge für Kinder (wenn günstiger als Kindergeld)

 –  Härteausgleich

=  zu versteuerndes Einkommen

  Ermittlung der festzusetzenden Einkommensteuer

Die vorliegende Broschüre »Steuertipps für Arbeitnehmer« erläutert ergän-
zend zur Broschüre »Steuertipps für Familien« die Vorschriften des Einkom-
mensteuergesetzes (EStG), die für die Besteuerung von Arbeitnehmerein-
kommen wichtig sein können.

Berechnungs­

schema

Allgemeines
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Sofern weitere vom Finanzministerium Baden-Württemberg herausgegebene 
Broschüren oder Aktuelle Tipps zu den einzelnen angesprochenen Themen 
ausführlichere Informationen enthalten, wird zur Vermeidung von Wieder-
holungen an der entsprechenden Stelle auf die jeweils einschlägige Broschü-
re oder den einschlägigen Aktuellen Tipp verwiesen.

Sämtliche Broschüren oder Aktuelle Tipps stehen Ihnen auch auf unserer In-
ternetseite (http://www.fm.baden-wuerttemberg.de) unter der Rubrik: Publi-
kationen/Steuerratgeber oder Aktuelle Tipps zum Abrufen zur Verfügung.

Zu den Einkünften aus nichtselbstständiger Arbeit gehören alle Einnahmen, 
die einem Arbeitnehmer aus dem Dienstverhältnis zufließen (Arbeitslohn).

I. Arbeitnehmer

Arbeitnehmer sind Personen, die im öffentlichen oder privaten Dienst an-
gestellt oder beschäftigt sind. Dies sind nicht nur Arbeiter und Angestellte, 
sondern auch Beamte, Geschäftsführer einer GmbH und Vorstandsmitglieder 
einer Aktiengesellschaft. Als Arbeitnehmer gelten darüber hinaus ehema-
lige Arbeitnehmer, die Alters- oder Invaliditätsbezüge aus ihrem früheren 
Dienstverhältnis erhalten, zum Beispiel Pensionäre oder Bezieher von so ge-
nannten Betriebsrenten, sowie Hinterbliebene, denen Versorgungsbezüge 
aus dem Dienstverhältnis des Verstorbenen gewährt werden (zum Beispiel 
betriebliche Witwen-, Witwer- oder Waisenrente). Renten aus der gesetz-
lichen Rentenversicherung sind dagegen keine Einkünfte aus nichtselbststän-
diger Arbeit, sie führen zu sonstigen Einkünften.

Ein Dienstverhältnis liegt vor, wenn der Beschäftigte dem Arbeitgeber (Kör-
perschaft des öffentlichen Rechts, privates Unternehmen, Haushaltsvorstand) 

Dienstverhältnis

Einkünfte aus nichtselbstständiger Arbeit 

Einkünfte aus nichtselbstständiger Arbeit 
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seine Arbeitskraft schuldet. Dies ist der Fall, wenn die tätige Person in der 
Betätigung ihres geschäftlichen Willens unter der Leitung des Arbeitgebers 
steht oder im geschäftlichen Organismus des Arbeitgebers dessen Weisungen 
zu folgen verpflichtet ist.

II. Arbeitslohn 

Arbeitslohn: Geld und Sachbezüge
Zum Arbeitslohn zählen insbesondere Gehälter, Löhne, Gratifikationen, 
Tantiemen und andere Bezüge und Vorteile, die für eine Beschäftigung ge-
währt werden, aber auch Wartegelder, Ruhegelder, Witwen-, Witwer- und 
Waisengelder sowie andere Bezüge und Vorteile aus früheren Dienstleistun-
gen. Es ist gleichgültig, ob es sich um laufende oder um einmalige Bezüge 
handelt. Ebenso ist unerheblich, unter welcher Bezeichnung oder in welcher 
Form die Einnahmen gewährt werden.

Deshalb gehören zum Arbeitslohn nicht nur der Barlohn, sondern auch Zu-
wendungen des Arbeitgebers, die nicht in Geld bestehen (so genannte Sach-
bezüge), aber durch das individuelle Dienstverhältnis veranlasst sind. Zum 
Arbeitslohn gehört daher insbesondere auch die unentgeltliche oder verbil-
ligte Überlassung einer Firmenwohnung, eines Firmenfahrzeuges für Privat-
fahrten sowie der verbilligte Bezug von Waren und Dienstleistungen.

III. Steuerfreie Einnahmen 

Verschiedene Zuwendungen sind steuerfrei oder unterliegen nicht in voller 
Höhe dem Steuerabzug. Zu den steuerfreien Einnahmen gehören auch be-
stimmte Lohnersatzleistungen, die aber in der Regel bei der Berechnung des 
Steuersatzes für die steuerpflichtigen Einkünfte zu berücksichtigen sind (so 
genannter Progressionsvorbehalt, siehe Seite 14).

Steuerfrei sind beispielsweise:
 –  Einnahmen aus bestimmten nebenberuflichen Tätigkeiten (so ge-

nannter Übungsleiterfreibetrag)

Barlohn

Sachbezüge

Einkünfte aus nichtselbstständiger Arbeit 
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   Hierunter fallen nebenberufliche Tätigkeiten als Übungsleiter, Aus-
bilder, Erzieher, Betreuer oder vergleichbare nebenberufliche Tätig-
keiten, nebenberufliche künstlerische Tätigkeiten oder die neben-
berufliche Pflege alter, kranker oder behinderter Menschen. Diese 
Tätigkeiten müssen im Dienst oder Auftrag einer inländischen juris-
tischen Person des öffentlichen Rechts oder einer unter § 5 Abs. 1 
Nr. 9 Körperschaftsteuergesetz (KStG) fallenden Einrichtung zur 
Förderung gemeinnütziger, mildtätiger oder kirchlicher Zwecke 
(§§ 52 bis 54 Abgabenordnung – AO) erfolgen. Eine Tätigkeit wird 
nebenberuflich ausgeübt, wenn deren zeitlicher Umfang nicht mehr 
als ein Drittel der Arbeitszeit eines vergleichbaren Vollzeiterwerbs 
in Anspruch nimmt. Die Einnahmen aus den begünstigten Tätig-
keiten bleiben bis zur Höhe von insgesamt 2 100 €  im Kalender-
jahr steuerfrei. Überschreiten die Einnahmen für begünstigte Tä-
tigkeiten den steuerfreien Betrag, dürfen die mit den nebenberuf-
lichen Tätigkeiten in unmittelbarem wirtschaftlichen Zusammen-
hang stehenden Ausgaben nur insoweit abgezogen werden, als sie 
den Betrag der steuerfreien Einnahmen übersteigen. Weitere Ein-
zelheiten sind in der Broschüre »Steuertipps für gemeinnützige Ver-
eine« enthalten, die im Internet unter www.fm.baden-wuerttem-
berg.de > Publikationen > Steuerratgeber abrufbar ist.

 –  Einnahmen aus nebenberuflichen ehrenamtlichen Tätigkeiten (so 
genannter Ehrenamtsfreibetrag)

   Hierunter fallen nur die ehrenamtlichen Tätigkeiten, die nicht 
unter den so genannten Übungsleiterfreibetrag fallen und für die 
keine steuerfreien Aufwandsentschädigungen aus öffentlichen Kas-
sen gewährt werden, zum Beispiel Tätigkeit als Vorstandsmitglied, 
Vereinskassierer, Geräte- oder Platzwart, Verwaltungshelfer, Reini-
gungs- oder Küchenkraft. Die Ausübung des Sports durch einen 
Amateursportler ist nicht begünstigt. Diese Tätigkeiten müssen im 
Dienst oder Auftrag einer inländischen juristischen Person des öf-
fentlichen Rechts oder einer unter § 5 Abs. 1 Nr. 9 Körperschaft-
steuergesetz (KStG) fallenden Einrichtung zur Förderung gemein-
nütziger, mildtätiger oder kirchlicher Zwecke (§§ 52 bis 54 Abga-
benordnung – AO) erfolgen. Eine Tätigkeit wird nebenberuflich 
ausgeübt, wenn deren zeitlicher Umfang nicht mehr als ein Drittel 

Übungsleiter­

freibetrag

Höchstbetrag 

2 100 €

Ehrenamts­

freibetrag

Einkünfte aus nichtselbstständiger Arbeit 



11

der Arbeitszeit eines vergleichbaren Vollzeiterwerbs in Anspruch 
nimmt. Die Einnahmen aus den begünstigten Tätigkeiten blei-
ben bis zur Höhe von insgesamt 500 € im Kalenderjahr steuerfrei. 
Überschreiten die Einnahmen für begünstigte Tätigkeiten den steu-
erfreien Betrag, dürfen die mit den nebenberuflichen Tätigkeiten 
in unmittelbarem wirtschaftlichen Zusammenhang stehenden Aus-
gaben nur insoweit abgezogen werden, als sie den Betrag der steu-
erfreien Einnahmen übersteigen. Weitere Einzelheiten sind in der 
Broschüre »Steuertipps für gemeinnützige Vereine« enthalten, die 
im Internet unter www.fm.baden-wuerttemberg.de > Publikationen 
> Steuerratgeber abrufbar ist.

 –  Zukunftssicherungsleistungen
   Bestimmte Ausgaben des Arbeitgebers für die Zukunftssiche-

rung seiner Arbeitnehmer sind steuerfrei, soweit der Arbeitge-
ber dazu nach sozialversicherungsrechtlichen oder anderen ge-
setzlichen Vorschriften oder nach einer auf gesetzlicher Ermächti-
gung beruhenden Bestimmung verpflichtet ist. Hierunter fallen re-
gelmäßig die Arbeitgeberbeiträge zur gesetzlichen Renten-, Kran-
ken-, Arbeitslosen- und Pflegeversicherung des Arbeitnehmers. 
Bezüglich der steuerlichen Behandlung von Beiträgen im Rahmen 
der betrieblichen Altersversorgung an eine Pensionskasse, einen 
Pensionsfonds und eine Direktversicherung siehe Seite 14. 

 –  Zuschläge für Sonntags-, Feiertags- oder Nachtarbeit
   Vom Arbeitgeber zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeits-

lohn gezahlte Zuschläge für tatsächlich geleistete Sonntags-, Feier-
tags- oder Nachtarbeit sind in bestimmter Höhe steuerfrei. Die be-
günstigte Arbeitszeit ist nachzuweisen.

 –  Vermögensbeteiligungen
   Erhält ein Arbeitnehmer im Rahmen eines gegenwärtigen Dienst-

verhältnisses unentgeltlich oder verbilligt bestimmte Kapitalbeteili-
gungen oder hat er Darlehensforderungen gegen seinen Arbeitgeber, 
die dieser auf seine Kosten durch ein Kreditinstitut verbürgt oder 
durch ein Versicherungsunternehmen gesichert hat, ist der Vorteil 
unter bestimmten Voraussetzungen steuerfrei, soweit er nicht höher 
als der halbe Wert der Vermögensbeteiligung ist und insgesamt 
135 €  im Kalenderjahr nicht übersteigt. Ab 2009 wird die Mitar-

Höchstbetrag 

500 €

Gesamtsozial­

versicherungs­

beitrag

Zuschläge 

 für begünstigte 

Arbeiten

Vermögens­

beteiligungen

Höchstbetrag 

135 €

Einkünfte aus nichtselbstständiger Arbeit 
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beiterbeteiligung am arbeitgebenden Unternehmen verstärkt geför-
dert. Der im Rahmen eines gegenwärtigen Dienstverhältnisses aus 
der unentgeltlichen oder verbilligten Überlassung bestimmter Ver-
mögensbeteiligungen am Unternehmen des Arbeitgebers entstan-
dene Vorteil (gemeiner Wert der Vermögensbeteiligung abzüglich 
des Entgeltes) ist unter bestimmten Voraussetzungen bis zur Höhe 
von insgesamt 360 € im Kalenderjahr steuerfrei. Für Vorteile aus vor 
dem 1. April 2009 beziehungsweise aufgrund von Altverträgen vor 
dem 1. Januar 2016 überlassene Vermögensbeteiligungen ist weiter-
hin die Altregelung anzuwenden, wenn die Neuregelung nicht in 
Betracht kommt.

 –  Vergütungen des Arbeitgebers, die Arbeitnehmer außerhalb des öf-
fentlichen Dienstes zur Erstattung von Reisekosten, Umzugskosten 
oder Mehraufwendungen bei doppelter Haushaltsführung erhalten, 
soweit sie bestimmte Höchstbeträge nicht überschreiten (siehe zum 
Beispiel Seite 43 ff.);

   Vergütungen des Arbeitgebers aus öffentlichen Kassen für Reisekos-
ten, Umzugskosten und Trennungsgelder. Die Vergütung für Ver-
pflegungsmehraufwendungen sind nur bis zur Höhe der auf Seite 46 
angeführten Höchstbeträge steuerfrei. Trennungsgelder sind steuer-
frei, soweit sie bestimmte Höchstbeträge nicht überschreiten.

 –  Vom Arbeitgeber gewährtes Werkzeuggeld, das Arbeitnehmer als 
Entschädigung für die betriebliche Benutzung von eigenen Werk-
zeugen erhalten, soweit es die Aufwendungen des Arbeitnehmers 
nicht offensichtlich übersteigt.

 –  Überlassung typischer Berufskleidung
   Die unentgeltliche oder verbilligte Überlassung von typischer Be-

rufskleidung durch den Arbeitgeber ist steuerfrei. Dasselbe gilt für 
die Barablösung eines nicht nur einzelvertraglichen Anspruchs auf 
Gestellung von typischer Berufskleidung, wenn die Barablösung be-
trieblich veranlasst ist und die entsprechenden Aufwendungen des 
Arbeitnehmers nicht offensichtlich übersteigt. Typische Berufsklei-
dung ist zum Beispiel die Arbeitsschutzkleidung, die auf die ausge-
übte Berufstätigkeit zugeschnitten ist (blauer Overall, weiße Kit-
telschürze), oder die Kleidung, die durch Anbringung eines Fir-
menemblems objektiv eine berufliche Funktion erfüllt, wenn eine 
private Nutzung so gut wie ausgeschlossen ist.

Höchstbetrag 

360 €

Typische 

 Berufskleidung

Einkünfte aus nichtselbstständiger Arbeit 
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Kinderbetreuungs­

kosten

Sammel­

beförderung

Rabatt­Freibetrag

Lohnersatz­

leistungen

 –  Leistungen zur Unterbringung und Betreuung von nicht schul-
pflichtigen Kindern

   Vom Arbeitgeber zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeits-
lohn gewährte Leistungen zur Unterbringung (einschließlich Un-
terkunft und Verpflegung) und Betreuung von nicht schulpflich-
tigen Kindern in Kindergärten oder vergleichbaren Einrichtungen 
sind steuerfrei.

 –  Sammelbeförderung von Arbeitnehmern zwischen Wohnung und 
Arbeitsstätte

   Steuerfrei ist die unentgeltliche oder verbilligte Beförderung eines 
Arbeitnehmers zwischen Wohnung und Arbeitsstätte mit einem 
vom Arbeitgeber oder in dessen Auftrag von einem Dritten ein-
gesetzten Beförderungsmittel, wenn diese Beförderung jeweils für 
den betrieblichen Einsatz des Arbeitnehmers notwendig ist.

 –  Trinkgelder, die der Arbeitnehmer für eine Arbeitsleistung von 
Dritten erhält, ohne dass ein Rechtsanspruch darauf besteht, sind in 
unbegrenzter Höhe steuerfrei.

 –  Bezug von Waren und Dienstleistungen 
   Die Vorteile aus der unentgeltlichen oder verbilligten Überlas-

sung von Waren oder Dienstleistungen, die vom Arbeitgeber nicht 
überwiegend für den Bedarf seiner Arbeitnehmer hergestellt, ver-
trieben oder erbracht werden, bleiben steuerfrei, soweit die sich 
nach Abzug der vom Arbeitnehmer gezahlten Entgelte ergebende 
Vorteile insgesamt 1 080 € im Kalenderjahr nicht übersteigen.

 –  Lohnersatzleistungen, die der Arbeitgeber seinen Arbeitnehmern 
gewährt, wie zum Beispiel Kurzarbeiter- und Winterausfallgeld 
(Schlechtwettergeld), der Zuschuss zum Mutterschaftsgeld, Ver-
dienstausfallentschädigung nach dem Infektionsschutzgesetz oder 
Aufstockungsbeträge nach dem Altersteilzeitgesetz sind steuerfrei. 
Entsprechendes gilt für Lohnersatzleistungen, die ein Sozialversiche-
rungsträger gewährt, zum Beispiel Arbeitslosengeld, Insolvenzgeld, 
Unterhaltsgeld, Mutterschaftsgeld, Elterngeld oder Überbrückungs-
geld.

 –  Private Nutzung betrieblicher Personalcomputer und Telekommu-
nikationsgeräte

Einkünfte aus nichtselbstständiger Arbeit 
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   Vorteile des Arbeitnehmers aus der privaten Nutzung betrieblicher 
Personalcomputer und Telekommunikationsgeräte, die vom Arbeit-
geber oder in dessen Auftrag von einem Dritten überlassen werden, 
sind steuerfrei.

 –  Beiträge zu Pensionskassen, Pensionsfonds und Direktversiche-
rungen

   Beiträge des Arbeitgebers aus dem ersten Dienstverhältnis an eine 
Pensionskasse, einen Pensionsfonds und ab 2005 auch für eine Di-
rektversicherung zum Aufbau einer kapitalgedeckten betrieblichen 
Altersversorgung sind steuerfrei, soweit sie im Kalenderjahr 4 Pro-
zent der Beitragsbemessungsgrenze (West) in der allgemeinen Ren-
tenversicherung nicht übersteigen. Für das Kalenderjahr 2008 be-
läuft sich der steuerfreie Höchstbetrag auf 2 544 € (2 592 € in 2009). 
Für Beiträge, die aufgrund einer vom Arbeitgeber nach dem 31. De-
zember 2004 erteilten Versorgungszusage geleistet werden, gilt als 
Ausgleich für die insoweit entfallende Möglichkeit der Pauschalbe-
steuerung ein zusätzlicher Höchstbetrag von 1 800 €.

   Arbeitnehmer mit Anspruch auf Entgeltumwandlung nach dem Be-
triebsrentengesetz können auf die Steuerfreiheit der Beiträge ver-
zichten und die Versteuerung der Beiträge nach den Merkmalen 
der Lohnsteuerkarte verlangen, wenn sie stattdessen die Förderung 
mit der Altersvorsorgezulage (siehe Seite 69) und den zusätzlichen 
Sonderausgabenabzug (siehe Seite 73) in Anspruch nehmen wollen. 
Eine Direktversicherung ist eine Lebensversicherung auf das Leben 
des Arbeitnehmers, die vom Arbeitgeber abgeschlossen worden ist 
und bei der der Arbeitnehmer oder seine Hinterbliebenen hinsicht-
lich der Versorgungsleistungen des Versicherers ganz oder teilweise 
bezugsberechtigt sind.

Progressionsvorbehalt
Hat ein Steuerpflichtiger bestimmte steuerfreie Leistungen bezogen, ist auf 
das zu versteuernde Einkommen ein besonderer Steuersatz, der so genannte 
Progressionsvorbehalt, anzuwenden. Dasselbe gilt für ausländische Einkünfte, 
die zum Beispiel aufgrund von Doppelbesteuerungsabkommen nicht der in-
ländischen Besteuerung unterliegen.

betriebliche 

Altersversorgung

Höchstbetrag 

2 544 €

zusätzlicher 

Höchstbetrag 

1 800 €
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Zur Berechnung des besonderen Steuersatzes sind die dem Progressionsvor-
behalt unterliegenden – gegebenenfalls um den noch nicht ausgeschöpften 
Arbeitnehmer-Pauschbetrag geminderten – Einnahmen in die Einkommens-
ermittlung und bei der Berechnung der Einkommensteuer einzubeziehen. 
Der sich hiernach ergebende durchschnittliche Steuersatz ist auf das zu ver-
steuernde Einkommen ohne die dem Progressionsvorbehalt unterliegenden 
Einnahmen anzuwenden.

Der Progressionsvorbehalt führt nicht zu einer Steuerpflicht der Leistungen. 
Er dient vielmehr nur der Ermittlung des auf die übrigen, steuerpflichtigen 
Einkünfte anzuwendenden »höheren« Steuersatzes. Der Progressionsvorbe-
halt ist also nur dann von Bedeutung, wenn zusätzlich steuerpflichtige Ein-
künfte bezogen werden.

Zu den Leistungen, die dem Progressionsvorbehalt unterliegen, gehören zum 
Beispiel:

 –  Arbeitslosengeld, Zuschüsse zum Arbeitsentgelt, Kurzarbeiter-
geld, Winterausfallgeld, Insolvenzgeld, Übergangsgeld, Altersüber-
gangsgeld, Unterhaltsgeld als Zuschuss und Eingliederungshilfe 
nach dem Dritten Buch Sozialgesetzbuch oder dem Arbeitsförde-
rungsgesetz,

 –  Krankengeld, Mutterschaftsgeld, Elterngeld, Verletztengeld, 
 Übergangsgeld oder vergleichbare Lohnersatzleistungen nach den 
sozialversicherungsrechtlichen Vorschriften,

 –  Mutterschaftsgeld und die Unterstützung nach dem Mutterschutz-
gesetz,

 –  Verdienstausfallentschädigung nach dem Unterhaltssicherungs-
gesetz,

 –  Aufstockungsbeträge nach dem Altersteilzeitgesetz.

Die Träger der Sozialleistungen, zum Beispiel die Agenturen für Arbeit, 
Krankenkassen und Berufsgenossenschaften, bescheinigen dem Leistungs-
empfänger die Dauer des Leistungszeitraums sowie Art und Höhe der wäh-
rend eines Kalenderjahres gezahlten Leistungen und weisen in diesem Zu-
sammenhang auf die steuerliche Behandlung dieser Leistungen und auf die 
Erklärungspflicht hin.

Berechnung

Beispiele

Bescheinigung
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Begriff

Öffentlicher 

Dienst

Freie Wirtschaft

IV. Freibeträge für Versorgungsbezüge

Versorgungsbezüge werden im Vergleich zu Arbeitslöhnen aus einem aktiven 
Dienstverhältnis geringer besteuert. Als Freibetrag für Versorgungsbezüge 
(so genannter Versorgungsfreibetrag und Zuschlag zum Versorgungsfreibe-
trag) bleibt ein bestimmter Teil dieser Bezüge steuerfrei.

1. Versorgungsbezüge
Versorgungsbezüge sind Bezüge und Vorteile aus einer früheren Beschäfti-
gung, die vorwiegend als Wartegelder, Ruhegelder, Witwen-, Witwer- oder 
Waisengelder bezeichnet werden. Versorgungsbezüge haben ihren wirtschaft-
lichen Ursprung in der früheren Beschäftigung und dienen der Versorgung 
des ehemaligen Beschäftigen oder seiner Hinterbliebenen. Man bezeichnet 
diese Bezüge auch als Pensionen oder Betriebsrente.

Versorgungsbezüge im öffentlichen Dienst sind das Ruhegehalt, Witwen- oder 
Waisengeld, der Unterhaltsbeitrag oder ein gleichartiger Bezug, wenn sie
 –  aufgrund beamtenrechtlicher oder entsprechender gesetzlicher Vor-

schriften oder
 –  nach beamtenrechtlichen Grundsätzen von Körperschaften, 

 Anstalten oder Stiftungen des öffentlichen Rechts oder öffentlich-
rechtlichen Verbänden von Körperschaften gewährt werden.

Versorgungsbezüge im nicht öffentlichen Dienst sind Bezüge und Vorteile 
aus einem früheren Dienstverhältnis wegen Erreichens einer Altersgrenze, 
verminderter Erwerbsfähigkeit oder Hinterbliebenenbezüge. Bezüge wegen 
Erreichens einer Altersgrenze gelten erst dann als begünstigte Versorgungs-
bezüge, wenn der Steuerpflichtige das 63. Lebensjahres vollendet hat. Bei 
Menschen mit Behinderungen, die einen Grad der Behinderung von mindes-
tens 50 haben, greift die Begünstigung bei Vollendung des 60. Lebensjahres.

2. Versorgungsfreibetrag
Im Zuge der Angleichung der Besteuerung von Renten und Versorgungs-
bezügen durch das Alterseinkünftegesetz wird für jeden neu in den Ruhe-
stand tretenden Jahrgang der bisherige Versorgungsfreibetrag von höchstens 
3 072 € schrittweise gesenkt und entfällt ab dem Jahr 2040 ganz.

Einkünfte aus nichtselbstständiger Arbeit 
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Die Höhe des Versorgungsfreibetrags richtet sich dabei nach dem Jahr des 
Versorgungsbeginns. Der hiernach ermittelte Versorgungsfreibetrag bleibt für 
die weitere Laufzeit des Versorgungsbezugs grundsätzlich unverändert.

Für Versorgungsbezüge, die im Kalenderjahr 2005 oder früher begonnen 
haben, beträgt der Versorgungsfreibetrag einheitlich 40 Prozent der Versor-
gungsbezüge, höchstens jedoch insgesamt 3 000 € im Kalenderjahr. Bei Ver-
sorgungsbeginn beispielsweise in 2008 beträgt der Versorgungsfreibetrag 35,2 
Prozent der Versorgungsbezüge, höchstens jedoch insgesamt 2 640 € im Ka-
lenderjahr.

3. Zuschlag zum Versorgungsfreibetrag
Die Angleichung der Besteuerung von Renten und Versorgungsbezügen 
durch das Alterseinkünftegesetz hat zur Folge, dass bei Versorgungsbezügen 
seit dem Veranlagungszeitraum 2005 anstelle des Arbeitnehmer-Pauschbe-
trags von 920 € (siehe Seite 35) – wie bei Renten auch – nur noch ein Wer-
bungskosten-Pauschbetrag von 102 €  berücksichtigt wird, sofern nicht hö-
here tatsächliche Aufwendungen nachgewiesen werden.

Als Ausgleich für den Wegfall des Arbeitnehmer-Pauschbetrags wird neben 
dem Versorgungsfreibetrag ein weiterer Zuschlag zum Versorgungsfreibetrag 
berücksichtigt. Für jeden neu in den Ruhestand tretenden Jahrgang wird 
der Zuschlag zum Versorgungsfreibetrag schrittweise gesenkt und entfällt ab 
dem Jahr 2040 ganz.

Die Höhe des Zuschlags zum Versorgungsfreibetrag richtet sich dabei nach 
dem Jahr des Versorgungsbeginns. Der hiernach ermittelte Versorgungsfrei-
betrag bleibt für die weitere Laufzeit des Versorgungsbezugs grundsätzlich 
unverändert.

Für Versorgungsbezüge, die im Kalenderjahr 2005 oder früher begonnen 
haben, beträgt der Zuschlag 900 €. Bei Versorgungsbeginn beispielsweise in 
2008 beträgt der Versorgungsfreibetrag 792 €.

Höchstbetrag

Höchstbetrag

Einkünfte aus nichtselbstständiger Arbeit 
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Jahr des
Versorgungs­
beginns

Versorgungsfreibetrag Zuschlag zum 
Versorgungs­
freibetrag in 
Euro

in Prozent 
der Versorgungs­
bezüge

Höchstbetrag
in Euro

2005 40,0 3 000 900

2006 38,4 2 880 864

2007 36,8 2 760 828

2008 35,2 2 640 792

2009 33,6 2 520 756

2010 32,0 2 400 720

2011 30,4 2 280 684

2012 28,8 2 160 648

2013 27,2 2 040 612

2014 25,6 1 920 576

2015 24,0 1 800 540

2016 22,4 1 680 504

2017 20,8 1 560 468

2018 19,2 1 440 432

2019 17,6 1 320 396

2020 16,0 1 200 360

2021 15,2 1 140 342

2022 14,4 1 080 324

2023 13,6 1 020 306

2024 12,8 960 288

2025 12,0 900 270

2026 11,2 840 252

2027 10,4 780 234

2028 9,6 720 216

2029 8,8 660 198

2030 8,0 600 180

2031 7,2 540 162

Tabelle
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2032 6,4 480 144

2033 5,6 420 126

2034 4,8 360 108

2035 4,0 300 90

2036 3,2 240 72

2037 2,4 180 54

2038 1,6 120 36

2039 0,8 60 18

2040 0,0 0 0

Beachte Die Freibeträge für Versorgungsbezüge können nur bis zur Höhe 
der Versorgungsbezüge abgezogen werden. Durch den Abzug der Freibeträ-
ge für Versorgungsbezüge können demzufolge keine negativen Einkünften 
entstehen.

4. Bescheinigung durch den Arbeitgeber
Versorgungsbezüge werden vom Arbeitgeber auf dem für den Arbeitnehmer 
bestimmten Ausdruck der elektronischen Lohnsteuerbescheinigung beson-
ders kenntlich gemacht (Zeile 8 und 9). Der Versorgungsfreibetrag sowie 
der Zuschlag zum Versorgungsfreibetrag werden vom Arbeitgeber bereits im 
Lohnsteuerabzugsverfahren berücksichtigt.

Der Arbeitgeber hat bei jeder Lohn- und Gehaltszahlung die Lohnsteuer, 
den Solidaritätszuschlag und gegebenenfalls die Kirchensteuer (so genann-
te Steuerabzugsbeträge) vom Arbeitslohn zu erheben und an das für ihn zu-
ständige Finanzamt abzuführen. Durch das Lohnsteuerabzugsverfahren sol-
len im Idealfall bereits im laufenden Kalenderjahr die Steuerbeträge vom Ar-

Bescheinigungs­

pflicht

Verfahren zum 

Lohnsteuerabzug

Lohnsteuerabzug

Lohnsteuerabzug
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beitslohn einbehalten werden, die der Arbeitnehmer nach Ablauf des Kalen-
derjahres auch tatsächlich zu entrichten hat. Schwankungen in der Höhe des 
steuerpflichtigen Arbeitslohns, steuerpflichtige Einkünfte aus anderen Ein-
kunftsarten (siehe Seite 6) oder die Berücksichtigung abzugsfähiger Aufwen-
dungen können dazu führen, dass sich nach Ablauf eines Kalenderjahres Er-
stattungen oder Nachzahlungen ergeben.

Die Erhebung der Lohnsteuer findet entweder durch
 –  Besteuerung nach der Lohnsteuerkarte (siehe unten)  

oder durch
 –  Lohnsteuerpauschalierung (siehe Seite 29) 
statt.

I. Lohnsteuerkarte 

Wesentliche Grundlage für den Lohnsteuerabzug ist die Lohnsteuerkarte, die 
der Arbeitnehmer regelmäßig vor Beginn eines jeden Kalenderjahres oder 
bei Eintritt in das Beschäftigungsverhältnis seinem Arbeitgeber vorlegen 
muss. Sie zeigt dem Arbeitgeber die maßgebenden individuellen Besteue-
rungsmerkmale des Arbeitnehmers an. Eine Lohnsteuerkarte erhalten nur 
Arbeitnehmer mit Wohnsitz oder gewöhnlichem Aufenthalt im Inland.

1. Ausstellung durch die Gemeinde
Die Lohnsteuerkarte wird von der Gemeinde kostenlos ausgestellt. Zustän-
dig ist die Gemeinde, in der der Arbeitnehmer am 20. September des Vor-
jahres mit seiner Hauptwohnung, bei Ehegatten die gemeinsame Hauptwoh-
nung, gemeldet war. Bei Ehegatten, die nicht mit einer gemeinsamen Haupt-
wohnung gemeldet waren, werden die Lohnsteuerkarten von der Gemein-
de ausgestellt, in der der ältere Ehegatte am 20. September des Vorjahres mit 
Hauptwohnung gemeldet war.

Jeder Lohnsteuerkarte ist ein Informationsblatt »Hinweise zur Lohnsteu-
erkarte« beigefügt, das Ihnen einen Überblick über die wichtigsten Infor-
mationen zur Lohnsteuerkarte verschafft. Weitere Einzelheiten zu den ver-
schiedenen Steuerklassen, Eintragung von Kindern und Freibeträgen auf der 

persönliche 

 Merkmale

ausstellende 

Behörde

Informationsblatt
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Lohnsteuerkarte sind in der Broschüre »Lohnsteuerfibel« enthalten, die im 
Internet unter www.fm.baden-wuerttemberg.de > Publikationen > Steuerrat-
geber abrufbar ist.

2. Prüfung der Eintragungen
Von den Eintragungen auf der Lohnsteuerkarte hängt es ab, ob und in wel-
cher Höhe der Arbeitgeber vom Arbeitslohn Lohnsteuer, den Solidaritätszu-
schlag und gegebenenfalls Kirchensteuer einzubehalten hat. Bevor die Lohn-
steuerkarte dem Arbeitgeber ausgehändigt wird, ist es daher zweckmäßig zu 
prüfen, ob das Geburtsdatum, die Steuerklasse, die Religionszugehörigkeit 
und in den Fällen der Steuerklasse I, II, III und IV die Zahl der Kinderfrei-
beträge für Kinder unter 18 Jahren richtig eingetragen sind. Für die Eintra-
gungen sind die Verhältnisse zum 1. Januar des Gültigkeitsjahres der Lohn-
steuerkarte maßgebend.

3. Steuerklassenwahl für verheiratete Arbeitnehmer
Beziehen beide Ehegatten Arbeitslohn, können diese zwischen zwei Steuer-
klassenkombinationen wählen: Beiden Ehegatten wird auf ihrer Lohnsteuer-
karte jeweils die Steuerklasse IV oder auf der Lohnsteuerkarte des Einen die 
Steuerklasse III und auf der Lohnsteuerkarte des Anderen die Steuerklasse 
V bescheinigt. Bei der Ausstellung der Lohnsteuerkarten für das kommende 
Kalenderjahr trägt die Gemeinde – sofern im laufenden Kalenderjahr kein 
Steuerklassenwechsel beantragt wurde – immer die bisher gewählte Steuer-
klassenkombination ein.

Ab 2010 haben Ehegatten zusätzlich die Möglichkeit, durch einen beim Fi-
nanzamt zu stellenden Antrag das so genannte Faktorverfahren zu wählen. 
Anhand des auf der Lohnsteuerkarte zusätzlich zur Steuerklasse IV eingetra-
genen Faktors, der stets kleiner ist als 1, wird die Lohnsteuer des einzelnen 
Ehegatten unter Berücksichtigung der Steuerbelastung für das voraussicht-
liche gemeinsame Arbeitseinkommen berechnet.
In dem Kalenderjahr, für das die Lohnsteuerkarte gilt, können Ehegatten 
einen Steuerklassenwechsel nur einmal beantragen. Eine erneute Änderung 
der Eintragung ist aber ungeachtet eines bereits erfolgten Steuerklassenwech-
sels möglich, wenn ein Ehegatte keinen steuerpflichtigen Arbeitslohn mehr 
bezieht oder verstorben ist, sich die Ehegatten auf Dauer getrennt haben 

»Lohnsteuerfibel«
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oder nach einer Arbeitslosigkeit ein Arbeitsverhältnis wieder aufgenommen 
wird. Die vor Beginn des Kalenderjahres, für das die Lohnsteuerkarte gilt, 
vorgenommene Steuerklassenänderung ist – wie die erstmalige Änderung der 
Steuerklassen aus Anlass der Eheschließung – kein Steuerklassenwechsel.

Auswirkung auf die Höhe der Steuerabzugsbeträge
Die Wahl der Steuerklassenkombination bei Ehegatten hat Auswirkungen 
auf die Höhe der vom einzelnen Arbeitgeber vom Arbeitslohn einzubehal-
tenden Steuerabzugsbeträge (Lohnsteuer, Solidaritätszuschlag und gegebe-
nenfalls Kirchensteuer). Darüber hinaus lassen sich aus der Höhe des Lohn-
steuerabzugs im laufenden Kalenderjahr keine Rückschlüsse auf die Höhe 
der Jahressteuerschuld ziehen. Denn die vom Arbeitslohn einbehaltenen Be-
träge an Lohnsteuer stellen im Regelfall nur Vorauszahlungen auf die endgül-
tige Jahressteuerschuld dar. In welcher Höhe sich nach Ablauf des Jahres Er-
stattungen oder Nachzahlungen ergeben, lässt sich nicht allgemein sagen. In-
soweit kommt es immer auf die Verhältnisse des Einzelfalles an.

Letzteres trifft insbesondere bei Ehegatten zu, deren Einkommen zur Ermitt-
lung der Jahressteuer grundsätzlich zusammengefasst und gemeinsam be-
steuert werden. Bei der Ermittlung der Höhe des Lohnsteuerabzugs kann der 
jeweilige Arbeitgeber aber nur den Arbeitslohn des einen Ehegatten berück-
sichtigen. Es lässt sich daher nicht vermeiden, dass im Laufe eines Jahres zu 
viel oder zu wenig Lohnsteuer einbehalten wird. Nur ausnahmsweise wird 
es vorkommen, dass die insgesamt im Kalenderjahr vom Arbeitslohn bei-
der Ehegatten einbehaltene Lohnsteuer mit der Jahressteuer übereinstimmt. 
Folglich kann durch die Wahl der richtigen Steuerklassenkombination ledig-
lich erreicht werden, dass die einbehaltene Lohnsteuer möglichst nahe an die 
gemeinsame Jahressteuerschuld herankommt.

Die Steuerklassenkombination IV / IV geht davon aus, dass die Arbeitslöh-
ne der Ehegatten gleich hoch sind. Bei dieser Konstellation entspricht die 
Summe der auf den jeweiligen Arbeitslohn erhobenen Lohnsteuer beider 
Ehegatten regelmäßig der gemeinsamen Jahressteuer. Demgegenüber ist die 
Steuerklassenkombination III/V so gestaltet, dass die Summe der auf den je-
weiligen Arbeitslohn erhobenen Lohnsteuer beider Ehegatten in etwa der 
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gemeinsamen Jahressteuer entspricht, wenn der in Steuerklasse III eingestuf-
te Ehegatte 60 Prozent und der in die Steuerklasse V eingestufte 40 Prozent 
des gemeinsamen Arbeitseinkommens erzielt.

Bei der Wahl der Steuerklassenkombination ist zu beachten, dass sich die 
Entscheidung auch auf die Höhe der vom letzten Nettoarbeitslohn zu bemes-
senden Lohnersatzleistungen wie zum Beispiel Arbeitslosengeld, Arbeitslo-
sengeld II, Unterhaltsgeld, Krankengeld, Versorgungskrankengeld, Verletz-
tengeld, Übergangsgeld und Mutterschaftsgeld auswirken kann. Gleiches gilt 
für das Elterngeld, das sich aus dem in den letzten zwölf Monaten vor der 
Geburt des Kindes erzielten Nettoeinkommen ermittelt. Auch in den Fällen 
der Altersteilzeit können sich durch die Steuerklassenwahl Auswirkungen 
auf die Höhe der Aufstockungsbeträge nach dem Altersteilzeitgesetz ergeben. 
Um verheirateten Arbeitnehmern die Steuerklassenwahl zu erleichtern, er-
stellen das Bundesministerium der Finanzen und die obersten Finanzbehör-
den der Länder jährlich neue Tabellen, mit Hilfe derer die für die Ehegatten 
günstigste Steuerklassenkombination ausgewählt werden kann. Weitere Ein-
zelheiten zur Steuerklassenwahl sind in dem Aktuellen Tipp »Steuerklassen-
wahl für verheiratete Arbeitnehmer« enthalten, der im Internet unter www.
fm.baden-wuerttemberg.de > Publikationen > Aktuelle Tipps abrufbar ist.

II. Lohnsteuer-Ermäßigungsverfahren

1. Freibeträge auf der Lohnsteuerkarte  
mindern die Steuerbelastung
Im Lohnsteuerabzugsverfahren sind neben der Höhe des Arbeitslohns auch 
die individuellen, persönlichen Verhältnisse des Arbeitnehmers zu berück-
sichtigen. Das wird durch die auf der Lohnsteuerkarte eingetragene Steuer-
klasse und einer Reihe von Frei- und Pauschbeträgen gewährleistet, die bei 
der Berechnung der Lohnsteuer berücksichtigt werden, ohne dass Sie hier-
zu einen Antrag stellen müssen. Einzelheiten ergeben sich aus der nachfol-
genden Übersicht (Beträge jeweils in €):

Auswirkung 

auf Lohnersatz­

leistungen
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Steuerklasse I II III IV V VI

Grundfreibetrag * 7 664 7 664 15 328 7 664 – –

Arbeitnehmer-
Pauschbetrag **

920 920 920 920 920 –

Sonderausgaben-
Pauschbetrag

36 36 72 36 – –

Entlastungsbetrag 
für Alleinerziehende

– 1 308 – – – –

Vorsorgepauschale *** *** *** *** – –

*   Der Grundfreibetrag beträgt ab 2009: 7 834 € beziehungsweise 15 668 €.
**  Bei Versorgungsbezügen der Werbungskosten-Pauschbetrag von 102 €.
***  Die Vorsorgepauschale wird für Versicherungsbeiträge gewährt und 

ist von der Höhe des Arbeitslohns abhängig. Zudem hängt die Höhe der 
 Vorsorgepauschale auch davon ab, ob der Arbeitnehmer rentenver-
sicherungspflichtig ist oder nicht. Zu den Einzelheiten siehe Seite 53.

Auch die Freibeträge für Versorgungsbezüge sowie der Altersentlastungsbe-
trag bei Rentnern und Pensionären, die noch Arbeitslohn aus einem aktiven 
Dienstverhältnis beziehen, werden ohne Ihr Zutun vom Arbeitgeber berück-
sichtigt.

Auf Antrag des Arbeitnehmers, beziehungsweise bei Ehegatten auf gemein-
samen Antrag, können vom Finanzamt bestimmte steuerlich anzuerken-
nende Aufwendungen auf der Lohnsteuerkarte eingetragen werden, die über 
die durch die Gemeinde bereits berücksichtigten Freibeträge hinaus gehen 
Dadurch können die Aufwendungen bereits beim Lohnsteuerabzug im lau-
fenden Kalenderjahr steuerermäßigend berücksichtigt werden. Wird keine 
Eintragung eines Freibetrags auf der Lohnsteuerkarte beantragt oder ist ein 
Antrag auf Eintragung eines Freibetrags auf der Lohnsteuerkarte aufgrund 
der Antragsgrenze unzulässig, kann eine Erstattung der zuviel einbehaltenen 
Lohnsteuer erst nach Ablauf des Kalenderjahres durch Abgabe der Einkom-
mensteuererklärung beantragt werden.

2. Antragsgründe
Im Lohnsteuer-Ermäßigungsverfahren können auf der Lohnsteuerkarte be-
rücksichtigt werden:
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 –  Kinder (Zahl der Kinderfreibeträge).
 –  Freibeträge
  –  wegen erhöhter Werbungskosten, soweit sie den Arbeitnehmer-

Pauschbetrag von 920 € beziehungsweise bei Versorgungsbezü-
gen den Werbungskosten-Pauschbetrag von 102 € übersteigen;

  –  wegen Kinderbetreuungskosten;
  –  wegen Sonderausgaben, ausgenommen Vorsorgeaufwendungen 

und Altersvorsorgebeiträge, soweit sie den Sonderausgaben-
Pauschbetrag von 36 €, bei Ehegatten 72 €, übersteigen;

  –  wegen außergewöhnlicher Belastungen;
  –  wegen steuerlich berücksichtigungsfähiger Kinder, für die kein 

Anspruch auf Kindergeld besteht.
 –  Pauschbeträge für behinderte Menschen und Hinterbliebene. 
 –  Die negative Summe, die sich ergibt, wenn alle anderen Einkunfts-

arten mit Ausnahme des Arbeitslohns und der positiven Einkünfte 
aus Kapitalvermögen zusammengerechnet werden.

 –  Die Steuerermäßigung für haushaltsnahe Beschäftigungsverhält-
nisse, Dienst- und Pflegeleistungen sowie Handwerkerleistungen. 
Die Steuerermäßigung wird hierzu durch Vervierfachung in einen 
Freibetrag umgerechnet.

 –  Der – gegebenenfalls zeitanteilige – Entlastungsbetrag für verwit-
wete Alleinerziehende mit Steuerklasse III, wenn sie die Vorausset-
zungen für den Entlastungsbetrag erfüllen.

Arbeitnehmer mit mehreren Dienstverhältnissen, deren voraussichtlicher 
Jahresarbeitslohn im ersten Dienstverhältnis die steuerfreien Eingangsbeträ-
ge nicht übersteigt, haben zudem die Möglichkeit, die aufgrund der Steuer-
klasse VI bestehende Steuerbelastung im zweiten oder weiteren Dienstver-
hältnis schon im laufenden Kalenderjahr zu verringern. Auf Antrag wird vom 
Finanzamt auf der zweiten oder weiteren Lohnsteuerkarte mit der Steuer-
klasse VI ein Freibetrag und als Ausgleich auf der ersten Lohnsteuerkarte ein 
korrespondierender Hinzurechnungsbetrag eingetragen.

Für Vorsorgeaufwendungen, zum Beispiel Versicherungsbeiträge, wird kein 
Freibetrag auf der Lohnsteuerkarte eingetragen. Sie werden bereits durch die 
bei der Berechnung der Lohnsteuer angesetzte Vorsorgepauschale berück-
sichtigt.
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3. Antragsmodalitäten
Antragsfrist und Antragsgrenze
Der Antrag für das Lohnsteuer-Ermäßigungsverfahren muss bis spätestens 
30. November des laufenden Kalenderjahres beim Finanzamt gestellt werden. 
Ein solcher Antrag kann nicht gestellt werden, wenn die geltend gemachten 
Aufwendungen für Werbungskosten, Sonderausgaben und außergewöhn-
liche Belastungen 600 € nicht übersteigen. Für die Feststellung, ob diese An-
tragsgrenze von 600 € überschritten wird, dürfen die Werbungskosten nicht 
in voller Höhe angesetzt werden. Berücksichtigt werden nur die den Arbeit-
nehmer-Pauschbetrag von 920 €  beziehungsweise bei Versorgungsbezügen 
den Werbungskosten-Pauschbetrag von 102 € übersteigenden Werbungskos-
ten. Als Freibetrag kann jeweils nur der den Arbeitnehmer-Pauschbetrag, 
den Werbungskosten-Pauschbetrag oder den maßgebenden Sonderausgaben-
Pauschbetrag übersteigende Teil der tatsächlichen Aufwendungen eingetra-
gen werden.

Die Geltendmachung der Pauschbeträge für behinderte Menschen und Hin-
terbliebene sowie negative Einkünfte aus anderen Einkunftsarten ist jedoch 
an diese Antragsgrenze nicht gebunden. Die Eintragung dieser Freibeträge 
kann daher immer beantragt werden. Auf Antrag des Arbeitnehmers wer-
den die Pauschbeträge für behinderte Menschen und Hinterbliebene schon 
bei Ausstellung der Lohnsteuerkarten durch die Gemeinde von Amts wegen 
eingetragen.

Abgesehen von den Fällen der Eintragung der Zahl der Kinderfreibeträge 
oder bei der Eintragung eines Pauschbetrags für behinderte Menschen und 
Hinterbliebene ist der Arbeitnehmer aufgrund der Eintragung eines Freibe-
trags im Lohnsteuer-Ermäßigungsverfahren durch das Finanzamt zur Abga-
be einer Einkommensteuererklärung verpflichtet. Weitere Einzelheiten sind 
in der Broschüre »Lohnsteuerfibel« enthalten, die im Internet unter www.
fm.baden-wuerttemberg.de > Publikationen > Steuerratgeber abrufbar ist.
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III. Berechnung der Lohnsteuer

Der Arbeitgeber hat bei jeder Zahlung von Arbeitslohn unter Berücksichti-
gung des maßgebenden Lohnzahlungszeitraums und der Eintragungen auf 
der Lohnsteuerkarte des Arbeitnehmers den Lohnsteuerabzug vorzuneh-
men. Lohnzahlungszeitraum ist der zeitlich begrenzte Zeitraum, zum Bei-
spiel der Monat, die Woche oder der Tag, für den Arbeitslohn gezahlt wird. 
Für den Steuerabzug muss der Arbeitgeber zwischen laufendem Arbeitslohn 
und sonstigem Bezug unterscheiden.

1. Laufender Arbeitslohn
Laufender Arbeitslohn ist der Arbeitslohn, der dem Arbeitnehmer regelmäßig 
zufließt. Dies ist zum Beispiel der vertraglich oder tarif lich geschuldete Mo-
nats-, Wochen- oder Tageslohn.

Die auf den laufenden Arbeitslohn einzubehaltende Lohnsteuer ist für den 
jeweiligen Lohnzahlungszeitraum (Monat, Woche oder Tag) auf einen Jahres-
arbeitslohn hochzurechnen. Die entsprechend dem Steuertarif hierauf ent-
fallende Jahreslohnsteuer ist anschließend auf den maßgebenden Lohnzah-
lungszeitraum wieder herunterzurechnen. Dieser Berechnung liegt die An-
nahme zugrunde, dass der Arbeitnehmer während des ganzen Jahres stets 
einen gleich hohen Arbeitslohn bezieht. Ist der Arbeitnehmer nicht das 
ganze Jahr über beschäftigt oder ist die Höhe des Arbeitslohns nicht kon-
stant, kann die zu viel einbehaltene Lohnsteuer nur im Rahmen einer Ein-
kommensteuerveranlagung erstattet werden.

2. Sonstiger Bezug
Sonstiger Bezug ist der Arbeitslohn, der dem Arbeitnehmer nicht als lau-
fender Arbeitslohn gezahlt wird. Zu den sonstigen Bezügen gehören insbe-
sondere einmalige Arbeitslohnzahlungen, die neben dem laufenden Arbeits-
lohn gezahlt werden, wie zum Beispiel das Weihnachts- oder Urlaubsgeld, 
Gratifikationen und Tantiemen, Jubiläumszuwendungen und einmalige Ab-
findungs- oder Entschädigungszahlungen.

Für den sonstigen Bezug wird die Lohnsteuer auf der Grundlage der Jahres-
lohnsteuer berechnet. Dabei entspricht die auf den sonstigen Bezug zu er-
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hebende Lohnsteuer dem Differenzbetrag der Jahreslohnsteuer für den auf 
der Basis des laufenden Arbeitslohns ermittelten voraussichtlichen Jahresar-
beitslohn mit und ohne dem sonstigen Bezug. Nachdem sich die bei der Be-
rechnung der Lohnsteuer zu berücksichtigenden Frei- und Pauschbeträge be-
reits beim Lohnsteuerabzug für den laufenden Arbeitslohn auswirken, ist der 
Steuerabzug für einen gleich hohen sonstigen Bezug immer höher als der für 
den laufenden Arbeitslohn.

Ein lediger, sozialversicherungspflichtiger Arbeitnehmer (Steuerklasse I) mit 
gleich bleibendem, laufendem Arbeitslohn erhält im Jahr 2008 zu seinem 
 normalen Dezembergehalt in Höhe von 2 000 € eine Sonderzuwendung in glei-
cher Höhe (13. Monatsgehalt). Die Lohnsteuer für den laufenden Arbeitslohn 
beträgt 255,33 €.

Die Lohnsteuer für die Sonderzuwendung errechnet sich wie folgt:

Lohnsteuer für Jahresarbeitslohn von 26 000 € (12 × 2 000 € + 2 000 €) 3 608 €

Lohnsteuer für Jahresarbeitslohn von 24 000 € (12 × 2 000 €) – 3 064 €

Lohnsteuer für die Sonderzuwendung 544 €

IV. Steuersätze für außerordentliche Einkünfte

Besonderheiten bei Abfindungen 
und Jubiläumszuwendungen

Abfindungen werden ermäßigt besteuert, wenn es sich um außerordentliche 
Einkünfte handelt. Dies ist grundsätzlich der Fall, wenn durch einen ein-
maligen größeren Betrag entgangene oder entgehende Einnahmen mehre-
rer Jahre abgegolten werden. Entsprechendes gilt, wenn Arbeitslohn für eine 
mehrjährige Tätigkeit gezahlt wird, zum Beispiel anlässlich eines Arbeitneh-
merjubiläums wegen mehrjähriger Betriebszugehörigkeit.

Die Einkommensteuer beträgt in diesen Fällen das Fünffache des Unter-
schiedsbetrags zwischen der Einkommensteuer, die sich für das zu versteu-
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ernde Einkommen ohne die außerordentlichen Einkünfte und der Einkom-
mensteuer, die sich für das zu versteuernde Einkommen zuzüglich eines 
Fünftels der außerordentlichen Einkünfte ergibt (so genannte Fünftelungs-
regelung). Diese Steuerberechnung bewirkt im Regelfall eine Minderung bei 
der Progressionswirkung des Steuertarifs.

Der Arbeitgeber kann dies bereits beim Lohnsteuerabzug berücksichtigen. 
Der Arbeitnehmer muss dann eine Einkommensteuererklärung abgeben.

V. Lohnsteuerpauschalierung

Anstelle des Lohnsteuerabzugs nach den individuellen Verhältnissen des Ar-
beitnehmers entsprechend den Eintragungen auf dessen Lohnsteuerkarte 
kann der Arbeitgeber in bestimmten Fällen auch eine Lohnsteuerpauscha-
lierung vornehmen. Die Vorlage einer Lohnsteuerkarte ist dann nicht erfor-
derlich. Die Erhebung der Lohnsteuer mit einem festen Pauschsteuersatz 
kommt für folgende Fallgruppen in Betracht.

1. Kurzfristig beschäftigte Arbeitnehmer
Ob eine kurzfristige Beschäftigung vorliegt, ist ausschließlich nach steuer-
lichen Vorschriften zu beurteilen. Die sozialversicherungsrechtlichen Rege-
lungen für eine kurzfristige Beschäftigung sind nicht relevant.

Eine kurzfristige Beschäftigung ist gegeben, wenn

 –  die Dauer der Beschäftigung 18 zusammenhängende Arbeitstage 
nicht übersteigt,

 –  der Arbeitslohn durchschnittlich nicht mehr als 62 € 
 pro Arbeitstag beträgt und

 –  der Arbeitslohn durchschnittlich nicht höher liegt als 12 € 
 pro Arbeitsstunde.

Ausnahme
Ist eine kurzfristige Beschäftigung zu einem unvorhersehbaren Zeitpunkt so-
fort erforderlich – beispielsweise bei Hochwasser im Vereinsheim – kann 
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auch ein höherer Tagesarbeitslohn als 62 € gezahlt werden. Der Arbeitslohn 
je Arbeitsstunde darf jedoch 12 € nicht überschreiten.

Die pauschale Lohnsteuer beträgt 25 Prozent des steuerpflichtigen Arbeits-
lohns aus der kurzfristigen Beschäftigung. Zusätzlich zur pauschalen Lohn-
steuer fällt noch der Solidaritätszuschlag und gegebenenfalls Kirchensteu-
er an.

Hinweis Im Fall einer versicherungsfreien kurzfristigen Beschäftigung im 
Sinne des § 8 Abs. 1 Nr. 2 SGB IV, für die der Arbeitgeber keine Sozialver-
sicherungsbeiträge zu entrichten hat und die im Einzelfall die oben aufge-
führten steuerlichen Merkmale einer kurzfristigen Beschäftigung nicht er-
füllt, kann die Besteuerung nur nach den individuellen Merkmalen des Ar-
beitnehmers erfolgen. Der Arbeitnehmer hat in diesem Fall dem Arbeitge-
ber eine Lohnsteuerkarte vorzulegen. Das liegt daran, dass der Arbeitgeber 
in diesen Fällen keine – auch keine pauschalen – Beiträge zur Sozialversiche-
rung zu entrichten hat. Demzufolge sind in diesem Fall die nachfolgend dar-
gestellten Voraussetzungen für eine Lohnsteuerpauschalierung des Arbeits-
lohns aus einer geringfügig entlohnten Beschäftigung nicht gegeben.

2. Geringfügig beschäftigte Arbeitnehmer  
(so genannter 400-Euro-Job)
Ob eine geringfügige Beschäftigung vorliegt, bestimmt sich ausschließlich 
nach den sozialversicherungsrechtlichen Vorschriften. Aus diesem Grund ist 
nicht der steuerliche Begriff »Arbeitslohn«, sondern der sozialversicherungs-
rechtliche Begriff »Arbeitsentgelt« maßgeblicher Anknüpfungspunkt für die 
Besteuerung. Entsprechendes gilt für den im Steuerrecht verwendeten Be-
griff »geringfügige Beschäftigung«, der im Sozialversicherungsrecht Oberbe-
griff für die »kurzfristige Beschäftigung« und für die »geringfügig entlohnte 
Beschäftigung« ist, so dass nachfolgend von einer »geringfügig entlohnten Be-
schäftigung« gesprochen wird.

Bei der Pauschalversteuerung des Arbeitsentgelts aus einer geringfügig ent-
lohnten Beschäftigung ist zwischen der einheitlichen Pauschsteuer von 2 
Prozent und dem Pauschsteuersatz von 20 Prozent zu unterscheiden.
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Voraussetzungen für die einheitliche Pauschsteuer von 2 Prozent
 –  Es muss sich um ein geringfügig entlohntes Beschäftigungsver-

hältnis im Sinne des § 8 Abs. 1 Nr. 1 oder § 8 a SGB IV handeln. 
Ein solches liegt vor, wenn das Arbeitsentgelt regelmäßig im 
 Monat 400 € nicht übersteigt – so genannte Geringfügigkeitsgrenze 
nach § 8 Abs. 1 Nr. 1 SGB IV. Auf die Dauer der Beschäftigung 
kommt es nicht an. 
Zu dem regelmäßigen Arbeitsentgelt gehören neben den laufenden 
Einnahmen auch solche einmaligen Einnahmen, deren Gewährung 
mit hinreichender Sicherheit mindestens einmal jährlich zu er-
warten ist, beispielsweise Urlaubs- und Weihnachtsgeld. Bei der 
Prüfung der Geringfügigkeitsgrenze von 400 € sind die einmaligen 
Einnahmen anteilig auf die Monate aufzuteilen, auf die sie ent-
fallen. Steuerfreie Einnahmen sowie Teile der vom Arbeitgeber 
pauschal besteuerten Einnahmen zählen nicht zum Arbeitsentgelt.

 –  Der Arbeitgeber hat für das geringfügig entlohnte Beschäftigungs-
verhältnis nach den Bestimmungen des Sozialgesetzbuches einen 
pauschalen Rentenversicherungsbeitrag zu entrichten.

Der pauschale Rentenversicherungsbeitrag beträgt

 –  15 Prozent bei geringfügiger Beschäftigung in Unternehmen,
 –  5 Prozent bei geringfügiger Beschäftigung in Privathaushalten.

Der pauschale Rentenversicherungsbeitrag des Arbeitgebers fällt auch für 
diejenigen geringfügig entlohnten Beschäftigten an, die eine geringfügige Be-
schäftigung neben ihrer sozialversicherungspflichtigen Hauptbeschäftigung 
ausüben. Werden hingegen neben der sozialversicherungspflichtigen Haupt-
beschäftigung gleichzeitig mehrere geringfügig entlohnte Beschäftigungs-
verhältnisse ausgeübt, gilt der pauschale Rentenversicherungsbeitrag nur 
für das zeitlich zuerst aufgenommene geringfügig entlohnte Beschäftigungs-
verhältnis. Bei Beschäftigten, die Mitglied einer gesetzlichen Krankenversi-
cherung sind, hat der Arbeitgeber zusätzlich noch einen pauschalen Kran-
kenversicherungsbeitrag von 13 Prozent zu entrichten (5 Prozent bei Be-
schäftigung im Privathaushalt).
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Die einheitliche Pauschsteuer von 2 Prozent des Arbeitsentgelts schließt den 
Solidaritätszuschlag und die Kirchensteuer mit ein. Die einheitliche Pausch-
steuer ist nicht an das Betriebsstättenfinanzamt, sondern zusammen mit den 
pauschalen Beiträgen zur gesetzlichen Renten- und gegebenenfalls Kran-
kenversicherung an die Deutsche Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-
See / Verwaltungsstelle Cottbus abzuführen beziehungsweise bei geringfü-
giger Beschäftigung im Privathaushalt nach dem so genannten Haushalts-
scheckverfahren zu entrichten.

Voraussetzungen für den pauschalen Lohnsteuersatz von 20 Prozent
 –  Es muss sich um ein geringfügig entlohntes Beschäftigungsver-

hältnis im Sinne des § 8 Abs. 1 Nr. 1 oder § 8 a SGB IV handeln. 
Ein solches liegt vor, wenn das Arbeitsentgelt regelmäßig im 
 Monat 400 € nicht übersteigt – so genannte Geringfügigkeitsgrenze 
nach § 8 Abs. 1 Nr. 1 SGB IV. Auf die Dauer der Beschäftigung 
kommt es nicht an. 
 
Zu dem regelmäßigen Arbeitsentgelt gehören neben den laufenden 
Einnahmen auch solche einmaligen Einnahmen, deren Gewährung 
mit hinreichender Sicherheit mindestens einmal jährlich zu er-
warten ist, beispielsweise Urlaubs- und Weihnachtsgeld. Bei der 
Prüfung der Geringfügigkeitsgrenze von 400 € sind die einmaligen 
Einnahmen anteilig auf die Monate aufzuteilen, auf die sie ent-
fallen. Steuerfreie Einnahmen sowie Teile der vom Arbeitgeber 
pauschal besteuerten Einnahmen zählen nicht zum Arbeitsentgelt.

 –  Der Arbeitgeber hat für das geringfügig entlohnte Beschäftigungs-
verhältnis nicht den pauschalen Rentenversicherungsbeitrag, son-
dern den allgemeinen Rentenversicherungsbeitrag (für 2007/2008: 
19,9 Prozent) zu entrichten.

Die pauschale Lohnsteuer in Höhe von 20 Prozent des Arbeitsentgelts ist an 
das Betriebsstättenfinanzamt abzuführen. Hinzu kommen der Solidaritäts-
zuschlag mit 5,5 Prozent der Lohnsteuer und gegebenenfalls die Kirchen-
steuer.
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Weitere Informationen erhalten Sie bei der Deutschen Rentenversicherung 
Knappschaft-Bahn-See, Minijob-Zentrale, 45115 Essen oder im Internet 
unter www.minijob-zentrale.de. Hier können Sie auch die Broschüre »Mini-
jobs – Informationen für Arbeitgeber und Arbeitnehmer« – anfordern. Außer-
dem gibt hierzu das Bundesministerium für Arbeit und Soziales die Broschü-
re »Geringfügige Beschäftigung und Beschäftigung in der Gleitzone« heraus, 
die Sie unter folgender Postanschrift anfordern können: Bundesministerium 
für Arbeit und Soziales, Referat Information, Publikation, Redaktion, 53107 
Bonn oder telefonisch unter der Nummer: 0180 / 5151510 (0,14 € / Min aus 
dem deutschen Festnetz) – Bestell-Nr. A 630. Diese Informationsschrift kann 
im Übrigen auch im Internet unter www.bmas.bund.de abgerufen werden.

Vom Arbeitslohn können steuermindernd die Werbungskosten abgezogen 
werden.

I. Begriffsbestimmung 

Als Werbungskosten bezeichnet man Aufwendungen, die dem Erwerb, der 
Sicherung und Erhaltung von Einnahmen dienen. Sie sind bei der Einkunfts-
art zu berücksichtigen, bei der sie entstanden sind. Beim Arbeitnehmer sind 
somit Werbungskosten im steuerrechtlichen Sinne alle Aufwendungen, die 
durch das Dienstverhältnis veranlasst sind. Sie können jedoch nur insoweit 
berücksichtigt werden, als die Aufwendungen des Arbeitnehmers steuerfreie 
oder pauschal besteuerte Ersatzleistungen des Arbeitgebers übersteigen.

Abgrenzung zur privaten Lebensführung
Im Gegensatz zu Werbungskosten sind Kosten der privaten Lebensführung 
grundsätzlich steuerlich nicht abzugsfähig, auch wenn sie für die berufliche 
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Tätigkeit des Arbeitnehmers förderlich sind. Hierzu zählen in aller Regel Re-
präsentationsaufwendungen und Aufwendungen für Ernährung, Kleidung 
und Wohnung. Das Einkommensteuergesetz lässt aber von diesem generel-
len Abzugsverbot zum Beispiel für Sonderausgaben und außergewöhnliche 
Belastungen Ausnahmen zu.

Aufwendungen, die nur zum Teil beruflich  
veranlasst sind
Die Abgrenzung von Werbungskosten und Kosten der privaten Lebensfüh-
rung hat zur Folge, dass bei Aufwendungen, die sowohl den beruflichen als 
auch den privaten Bereich betreffen, zu prüfen ist, ob und in welchem Um-
fang die Aufwendungen beruflich veranlasst sind. Folgende Grundsätze sind 
hierbei zu beachten:

 –  Sind die Aufwendungen so gut wie ausschließlich beruflich veran-
lasst, das heißt die private Mitveranlassung ist nur von untergeord-
neter Bedeutung (kleiner als 10 Prozent), sind sie in voller Höhe als 
Werbungskosten abzugsfähig (zum Beispiel Beiträge zu Berufsver-
bänden, Fachliteratur, Arbeitsmittel wie Kugelschreiber);

 –  Sind die Aufwendungen nur zum Teil beruflich veranlasst und lässt 
sich dieser Teil der Aufwendungen nach objektiven Merkmalen 
leicht und einwandfrei von dem der privaten Lebensführung zuzu-
ordnenden Bereich trennen, sind sie in den beruflich veranlassten 
und privat veranlassten Teil aufzuteilen. Der beruflich veranlasste 
Teil ist als Werbungskosten zu berücksichtigen (zum Beispiel Com-
puter oder Laptop sowie Drucker, Scanner, Fax und Telefon).

 –  Lassen sich Aufwendungen nicht nach objektiven Merkmalen leicht 
und einwandfrei in einen beruflichen und einen der privaten Le-
bensführung zuzuordnenden Bereich trennen und ist die private 
Mitveranlassung nicht nur von untergeordneter Bedeutung (zum 
Beispiel Aufwendungen für Körperpflege, bürgerliche Kleidung 
und Schuhe), sind sie in vollem Umfang der privaten Lebensfüh-
rung zuzurechen.

gemischte 

 Aufwendungen

voller Werbungs­

kostenabzug

anteiliger 

Werbungskosten­

abzug

kein Werbungs­

kostenabzug

Werbungskosten



��

II. Arbeitnehmer-Pauschbetrag /  
Werbungskosten-Pauschbetrag

Von den steuerpflichtigen Einnahmen aus nichtselbstständiger Arbeit wird 
zur Berücksichtigung von Werbungskosten der Arbeitnehmer-Pauschbetrag 
von 920 €  im Kalenderjahr abgezogen, wenn keine höheren Werbungskos-
ten nachgewiesen werden. Handelt es sich bei den Einnahmen aus nicht-
selbstständiger Arbeit um Versorgungsbezüge (siehe Seite 16), wird nicht der 
Arbeitnehmer-Pauschbetrag, sondern ein Werbungskosten-Pauschbetrag von 
102 € berücksichtigt, sofern nicht höhere Aufwendungen nachgewiesen wer-
den.

Bezieht ein Empfänger von Versorgungsbezügen gleichzeitig noch Arbeits-
lohn aus einem weiteren aktiven Dienstverhältnis, sind der Arbeitnehmer-
Pauschbetrag sowie der Werbungskosten-Pauschbetrag von den jeweiligen 
Einnahmen abzuziehen, soweit für die einzelnen Bereiche keine höheren 
Werbungskosten nachgewiesen werden.

Der Arbeitnehmer-Pauschbetrag kann nur bis zur Höhe des Arbeitslohns 
abgezogen werden. Gleiches gilt für den Werbungskosten-Pauschbetrag von 
102 €, der nur bis zur Höhe der um die Freibeträge für Versorgungsbezüge 
geminderten Versorgungsbezüge berücksichtigt werden kann. Durch die Be-
rücksichtigung des Arbeitnehmer-Pauschbetrags beziehungsweise des Wer-
bungskosten-Pauschbetrags können demzufolge keine negativen Einkünfte 
entstehen.

Beziehen beide Ehegatten Arbeitslohn, wird bei jedem Ehegatten unab-
hängig vom anderen Ehegatten ein eigener Arbeitnehmer-Pauschbetrag be-
ziehungsweise ein Werbungskosten-Pauschbetrag berücksichtigt. Hat nur 
ein Ehegatte höhere tatsächliche Werbungskosten, sind diese bei ihm zu 
berücksichtigen; der andere Ehegatte erhält unabhängig davon den Arbeit-
nehmer-Pauschbetrag beziehungsweise den Werbungskosten-Pauschbetrag. 
Der Arbeitnehmer-Pauschbetrag und der Werbungskosten-Pauschbetrag 
werden in voller Höhe berücksichtigt, auch wenn das Dienstverhältnis ledig-
lich während eines Teils des Kalenderjahres bestanden hat.

Pauschbeträge
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III. Einzelne Werbungskosten

1. Arbeitsmittel
Aufwendungen für Arbeitsmittel, die ausschließlich oder so gut wie aus-
schließlich zu beruflichen Zwecken dienen, sind Werbungskosten. Zu den 
Arbeitsmitteln gehören insbesondere Werkzeuge, Fachbücher und Fachzeit-
schriften. Dabei können nicht nur die Anschaffungskosten, sondern auch die 
Kosten für deren Reparatur als Werbungskosten angesetzt werden. Als Ar-
beitsmittel wird auch ein Computer (einschließlich Zubehör wie zum Bei-
spiel Bildschirm, Tastatur, Drucker, Scanner, Maus, Software) anerkannt, 
wenn der Umfang der beruflichen Nutzung nachgewiesen oder glaubhaft ge-
macht wird. Für eine berufliche Nutzung spricht die Tätigkeit des Arbeit-
nehmers in einem Beruf, in dem der Computer regelmäßig berufsbezogen 
eingesetzt wird.

Arbeitsmittel, die ohne Umsatzsteuer nicht mehr als 410 € kosten, können so-
fort voll abgesetzt werden. Betragen die Anschaffungskosten ohne Umsatz-
steuer mehr als 410 €, müssen diese auf die Jahre der üblichen Nutzungsdau-
er verteilt und anhand der jährlichen Absetzungen für Abnutzung (AfA) als 
Werbungskosten berücksichtigt werden. Im Jahr der Anschaffung kann die 
AfA nur zeitanteilig, das heißt ab dem Monat der Anschaffung mit je 1⁄12 des 
jährlichen AfA-Betrags berücksichtigt werden.

2. Arbeitszimmer
Mittelpunkt der gesamten betrieblichen und beruflichen Betätigung
Ab 2007 können Aufwendungen für ein häusliches Arbeitszimmer nur noch 
dann als Werbungskosten berücksichtigt werden, wenn das Arbeitszimmer 
den Mittelpunkt der gesamten betrieblichen und beruflichen Betätigung bil-
det. Dies ist nur der Fall, wenn nach Würdigung des Gesamtbildes der tat-
sächlichen Verhältnisse und der Tätigkeitsmerkmale dort diejenigen Hand-
lungen vorgenommen und Leistungen erbracht werden, die für die konkret 
ausgeübte Tätigkeit wesentlich und prägend sind. Der Tätigkeitsmittelpunkt 
bestimmt sich nach dem inhaltlichen (qualitativen) Schwerpunkt der be-
trieblichen und beruflichen Betätigung des Steuerpflichtigen. Der zeitliche 
(quantitative) Umfang der Nutzung kann allenfalls ein Indiz darstellen.
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Weitere Voraussetzungen
Voraussetzung für die Anerkennung als häusliches Arbeitszimmer ist, dass 
das Zimmer so gut wie ausschließlich für berufliche Zwecke genutzt wird. 
Die Mitbenutzung zu Ausbildungszwecken ist unschädlich. Für die steuer-
liche Anerkennung ist auch entscheidend, dass für das normale Wohnbedürf-
nis ausreichender Raum zur Verfügung steht und das Arbeitszimmer zu ande-
ren privat genutzten Räumen der Wohnung hinreichend abgegrenzt ist.

Aufwendungen
Ist das häusliche Arbeitszimmer steuerrechtlich anzuerkennen, gehören die 
Aufwendungen für die Ausstattung zu den berücksichtigungsfähigen Kos-
ten. Zur Ausstattung gehören zum Beispiel Fenstervorhänge und Bodenbelä-
ge. Die Kosten hierfür sind gegebenenfalls in Form der Abschreibung (siehe 
Seite 36) abziehbar. Aufwendungen für Kunstgegenstände, die zur Einrich-
tung eines häuslichen Arbeitszimmers gehören, sind aber regelmäßig nicht 
berücksichtigungsfähig.

Weitere Aufwendungen sind die unmittelbaren Kosten des Arbeitszimmers, 
zum Beispiel Renovierungs- und Reinigungskosten sowie die auf das Arbeits-
zimmer entfallenden anteiligen Aufwendungen, die die gesamte Wohnung 
betreffen, wie etwa die Miete oder Heizungskosten. Die anteiligen Kosten 
für das Arbeitszimmer werden aus dem Verhältnis der Fläche des Arbeitszim-
mers zur gesamten Wohnfläche (einschließlich Arbeitszimmer) ermittelt. Be-
findet sich das Arbeitszimmer in einem selbst genutzten Haus oder in einer 
selbst genutzten Eigentumswohnung, werden auch die auf das Arbeitszim-
mer entfallenden Teilbeträge der Absetzungen für Abnutzung (AfA) und der 
Schuldzinsen steuerlich berücksichtigt. Die abziehbaren Kosten sind dann 
als Werbungskosten oder bei Mitbenutzung zu Ausbildungszwecken anteilig 
als Sonderausgaben zu berücksichtigen.

Beachte Typische Arbeitsmittel (zum Beispiel ausschließlich beruflich ge-
nutzter Bücherschrank, Schreibtisch, Papierkorb oder der berufliche Nut-
zungsanteil des Computers) können auch ohne steuerlich anerkanntes häus-
liches Arbeitszimmer gegebenenfalls im Wege der Abschreibung (siehe 
Seite 36) als Werbungskosten abgezogen werden.

Ausstattung
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Ein Arbeitnehmer hat mit seinem Arbeitgeber Heimarbeit vereinbart. Er verrich-
tet seine Tätigkeit an vier Arbeitstagen in der Woche zu Hause in seinem aus-
schließlich beruflich genutzten häuslichen Arbeitszimmer und an einem Tag im 
Betrieb des Arbeitgebers.

Da die häusliche und betriebliche Betätigung denselben qualitativen Umfang 
haben, ist entsprechend dem zeitlichen Indiz das häusliche Arbeitszimmer der 
Mittelpunkt der gesamten beruflichen und betrieblichen Betätigung. Der Arbeit-
nehmer kann seine Aufwendungen für sein häusliches Arbeitszimmer, soweit 
sie vom Arbeitgeber nicht erstattet werden, in vollem Umfang als Werbungs-
kosten geltend machen.

3. Berufskleidung
Aufwendungen für typische Berufskleidung gehören zu den Werbungskos-
ten. Typische Berufskleidung sind Kleidungsstücke, die als Arbeitsschutz-
kleidung auf die jeweils ausgeübte Berufstätigkeit zugeschnitten sind, so zum 
Beispiel Labor- oder Ärztekittel, Arbeitsanzüge von Monteuren oder Sicher-
heitsschuhe und -helme von Bauhandwerkern oder Kleidung, die objektiv 
eine berufliche Funktion erfüllt, wie zum Beispiel eine Uniform.

Bei typischer Berufskleidung gehören nicht nur die Anschaffungskosten, 
sondern auch die Aufwendungen für Pflege, Wäsche oder Reinigung zu den 
Werbungskosten. Die Aufwendungen des Arbeitnehmers sind um eventuelle 
steuerfreie Barleistungen des Arbeitgebers zu kürzen.

Normale bürgerliche Kleidung, auch wenn sie überwiegend bei der Berufs-
ausübung getragen wird (zum Beispiel der Anzug eines Bankkaufmanns, 
das Kostüm einer Sekretärin), erfüllt regelmäßig nicht das Merkmal einer 
typischen Berufskleidung. Die Aufwendungen zählen zu den nicht abzieh-
baren Kosten der privaten Lebensführung.

4. Beiträge zu Berufsverbänden
Werbungskosten sind die Mitgliedsbeiträge zu Gewerkschaften und Berufs-
verbänden.

5. Bewerbungskosten
Kosten für die Suche einer Arbeitsstelle können – soweit sie nicht erstat-
tet werden – als Werbungskosten geltend gemacht werden. Das sind zum 
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Beispiel Aufwendungen für Inserate, Telefonate, Briefmarken, Kopien von 
Zeugnissen sowie Reisekosten anlässlich eines Vorstellungsgesprächs. Nicht 
entscheidend ist, ob die Bewerbung erfolgreich war.

6. Fortbildungskosten
Als Fortbildungskosten werden anerkannt der Besuch von Lehrgängen, 
Kursen, Tagungen und Vortragsveranstaltungen sowie Tages- und Abend-
schulen, wenn dort berufsbezogener Lehrstoff vermittelt wird. Nicht zu ver-
wechseln sind die Berufsfortbildungskosten mit den Ausbildungskosten. 
Letztere dürfen regelmäßig nur in beschränktem Umfang als Sonderausgaben 
abgezogen werden. Einzelheiten hierzu sind in der Broschüre »Steuertipps 
für Familien« enthalten, die im Internet unter www.fm.baden-wuerttemberg.
de > Publikationen > Steuerratgeber abrufbar ist.

Neben den Aufwendungen, die sich direkt auf die Fortbildung beziehen, wie 
zum Beispiel Teilnahme- oder Prüfungsgebühren, Fachliteratur, Schreibma-
terial, können auch die durch die Fortbildung veranlassten und nach den 
für berufliche Auswärtstätigkeiten maßgebenden Grundsätzen ermittelten 
Fahrtkosten und Verpflegungsmehraufwendungen als Reisekosten (siehe Sei-
te 47 ff.) geltend gemacht werden. Ersatzleistungen von dritter Seite, auch 
zweckgebundene Leistungen nach dem Arbeitsförderungsgesetz oder nach 
dem Bundesausbildungsförderungsgesetz, müssen jedoch von den Aufwen-
dungen abgezogen werden.

7. Wege zwischen Wohnung und regelmäßiger Arbeitsstätte
Aufgrund der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 9. Dezember 
2008 hat der Gesetzgeber zwischenzeitlich die bis 2006 geltende Rechtsla-
ge – rückwirkend ab 2007 – wiederhergestellt. Danach können die Aufwen-
dungen für Wege zwischen Wohnung und regelmäßiger Arbeitsstätte rück-
wirkend ab 2007 wieder ab dem ersten Entfernungskilometer steuerlich be-
rücksichtigt werden. Für jeden Arbeitstag, an dem der Arbeitnehmer die re-
gelmäßige Arbeitsstätte aufsucht, werden die Aufwendungen – unabhängig 
vom benutzten Verkehrsmittel und unabhängig von der Höhe der Aufwen-
dungen – mit der gesetzlichen Entfernungspauschale von 0,30 € je Entfer-
nungskilometer berücksichtigt.
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Die Entfernungspauschale gilt nicht für Flugstrecken und Strecken mit steu-
erfreier Sammelbeförderung durch den Arbeitgeber (siehe Seite 13).

Hat der Arbeitnehmer mehrere Wohnungen, so sind die Wege von der wei-
ter entfernt liegenden Wohnung nur zu berücksichtigen, wenn sich dort der 
Mittelpunkt der Lebensinteressen des Arbeitnehmers befindet und die Woh-
nung nicht nur gelegentlich aufgesucht wird.

Die Wahl des Verkehrsmittels und gegebenenfalls der Tarifklasse steht dem 
Arbeitnehmer frei. Bei Benutzung öffentlicher Verkehrsmittel ist ein Abzug 
der die Entfernungspauschale übersteigenden Beträge wieder möglich.

Höchstbetrag
Die Entfernungspauschale ist grundsätzlich auf einen Höchstbetrag von 
4 500 €  im Kalenderjahr begrenzt. Ein höherer Betrag als 4 500 € wird nur 
berücksichtigt, wenn der Arbeitnehmer einen eigenen oder ihm zur Nut-
zung überlassenen PKW benutzt. In diesem Fall muss der Arbeitnehmer le-
diglich nachweisen oder glaubhaft machen, dass er die Wege zwischen Woh-
nung und regelmäßiger Arbeitsstätte mit dem PKW selbst zurückgelegt hat. 
Ein Nachweis der tatsächlichen Aufwendungen ist nicht erforderlich. Ein hö-
herer Betrag als 4 500 € wird auch bei Benutzung öffentlicher Verkehrsmit-
tel angesetzt, wenn die tatsächlichen Aufwendungen den Höchstbetrag über-
steigen.

Herr Weiß fährt im Kalenderjahr 2008 an 220 Arbeitstagen zu seiner regel-
mäßigen Arbeitsstätte. Die maßgebende Entfernung zwischen Wohnung und 
regelmäßiger Arbeitsstätte (kürzeste Straßenverbindung) beträgt einfach 
70 Kilometer. Als Entfernungspauschale können folgende Beträge geltend 
gemacht werden:

a) Herr Weiß fährt mit öffentlichen Verkehrsmitteln; die Jahresfahrkarte kostet 
2 500 €:

220 Arbeitstage × 70 Entfernungskilometer × 0,30 € 4 620 €
höchstens jedoch   4 500 € 4 500 €

Die tatsächlichen Kosten für die Jahresfahrkarte bleiben unberücksichtigt,  
da sie den Höchstbetrag von 4 500 € nicht übersteigen.
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b) Herr Weiß fährt nachweislich mit dem eigenen PKW:

220 Arbeitstage × 70 Entfernungskilometer × 0,30 € 4 620 €

Die Beschränkung auf 4 500 € greift nicht, da Herr Weiß mit dem eigenen PKW 
gefahren ist.

Maßgebende Entfernung zwischen Wohnung  
und regelmäßiger Arbeitsstätte
Zur Bestimmung der Entfernung zwischen Wohnung und regelmäßiger Ar-
beitsstätte ist auf die kürzeste Straßenverbindung zwischen Wohnung und re-
gelmäßiger Arbeitsstätte abzustellen. Bei Benutzung eines PKW wird auch 
eine andere als die kürzeste Straßenverbindung anerkannt, wenn diese offen-
sichtlich verkehrsgünstiger ist und vom Arbeitnehmer regelmäßig benutzt 
wird.

Mehrere Fahrten
Die Entfernungspauschale kann für die Wege zu derselben regelmäßigen Ar-
beitsstätte für jeden Arbeitstag nur einmal angesetzt werden. Dies gilt auch 
dann, wenn der Arbeitnehmer den Weg mehrfach, zum Beispiel zur Einnah-
me des Mittagessens in der Wohnung oder aus betrieblichen Gründen außer-
halb der normalen Arbeitszeit zusätzlich aufsucht.

Benutzung unterschiedlicher Verkehrsmittel
Nutzt ein Arbeitnehmer für die Wege zwischen Wohnung und regelmäßiger 
Arbeitsstätte unterschiedliche Verkehrsmittel, zum Beispiel für eine Teilstre-
cke den eigenen PKW und für die weitere Teilstrecke öffentliche Verkehrs-
mittel (Park & Ride), ist zunächst die maßgebende Entfernung für die kürzes-
te Straßenverbindung zu ermitteln. Die hiernach ermittelte maßgebende Ent-
fernung ist auf die mit dem eigenen PKW und mit öffentlichen Verkehrsmit-
teln zurückgelegte Teilstrecken aufzuteilen. Dabei ist die mit dem eigenen 
PKW zurückgelegte Strecke stets mit den gefahrenen Kilometern zu berück-
sichtigen. Die um diese Teilstrecke geminderte maßgebende Entfernung ist 
die Teilstrecke, für die die Begrenzung der Entfernungspauschale auf 4 500 € 
zu beachten ist.
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Frau Rot fährt im Kalenderjahr 2008 an 220 Arbeitstagen zu ihrer regelmäßigen 
Arbeitsstätte. Zuerst fährt sie mit dem eigenen Auto einfach 10 Kilometer zum 
Bahnhof und dann weitere 90 Kilometer mit dem Zug zur regelmäßigen Arbeits-
stätte. Die Aufwendungen für die Bahnfahrten betragen (monatlich 150 € × 12 =) 
1 800 € im Jahr. Die maßgebende Entfernung zwischen Wohnung und regel-
mäßiger Arbeitsstätte (kürzeste Straßenverbindung) beträgt einfach 80 Kilo-
meter. Als Entfernungspauschale können folgende Beträge geltend gemacht 
werden:

Die maßgebende Entfernung von 80 Kilometern ist zunächst in die mit dem 
Auto zurückgelegte Teilstrecke von 10 Kilometern und die mit öffentlichen 
 Verkehrsmitteln zurückgelegte Teilstrecke von 70 Kilometern aufzuteilen. Die 
anzusetzende Entfernungspauschale ist deshalb wie folgt zu ermitteln:

Teilstrecke »PKW«
220 Arbeitstage × 10 Entfernungskilometer × 0,30 € = 660 €

Teilstrecke »Bahn«
220 Arbeitstage × 70 Entfernungskilometer × 0,30 € = 4 620 €
begrenzt auf den Höchstbetrag von 4 500 € 4 500 €

= anzusetzende Entfernungspauschale insgesamt 5 160 €

Die tatsächlichen Aufwendungen für die Bahnfahrten von 1 800 € bleiben 
 unberücksichtigt, weil sie unterhalb der insoweit anzusetzenden Entfernungs-
pauschale liegen.

Abgeltung aller Aufwendungen
Mit der Entfernungspauschale sind auch bei Benutzung eines eigenen PKW 
sämtliche Kraftfahrzeugkosten, wie beispielsweise Garagenmiete, Finanzie-
rungskosten, Reparaturkosten und so weiter, abgegolten. Unfallkosten kön-
nen hingegen wieder als außergewöhnliche Kosten neben der Entfernungs-
pauschale berücksichtigt werden.

Kürzung der Aufwendungen 
Der nach § 8 Abs. 3 EStG steuerfreie Sachbezug (siehe Seite 13), vom Arbeit-
geber pauschal versteuerte Fahrtkostenzuschüsse oder steuerfreie Sachbezü-
ge für die Wege zwischen Wohnung und regelmäßiger Arbeitsstätte im Rah-
men der so genannten 44-Euro-Grenze mindern den als Entfernungspauscha-
le abziehbaren Betrag.
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Anerkennung der tatsächlichen Kosten
Anstelle der Entfernungspauschale können behinderte Menschen für jeden 
gefahrenen Kilometer ihre tatsächlichen Aufwendungen ansetzen. Voraus-
setzung ist, dass der Grad der Behinderung

 –  mindestens 70 beträgt, oder
 –  weniger als 70, aber mindestens 50 beträgt und eine erhebliche 

 Beeinträchtigung in der Bewegungsfähigkeit im Straßenverkehr 
vorliegt

und durch amtliche Unterlagen (zum Beispiel Schwerbehindertenausweis 
oder Bescheid des Versorgungsamtes) nachgewiesen werden kann.

Bei Benutzung des privaten Pkw können die Fahrtkosten ohne Einzelnach-
weis der tatsächlichen Fahrtkosten mit dem pauschalen Kilometersatz von 
0,30 € je gefahrenem Kilometer, also mit 0,60 € je Entfernungskilometer an-
gesetzt werden. Unfallkosten, die bei behinderten Menschen auf einer Fahrt 
zwischen Wohnung und regelmäßiger Arbeitsstätte entstanden sind, werden 
neben dem pauschaen Kilometersatz berücksichtigt.

8. Doppelte Haushaltsführung 
Eine doppelte Haushaltsführung setzt voraus, dass der Arbeitnehmer seine 
üblicherweise einheitliche Haushaltsführung auf zwei Haushalte aufteilt. 
Neben dem Haushalt am Lebensmittelpunkt (= eigener Hausstand) muss 
der Arbeitnehmer über einen weiteren Haushalt (= Zweitwohnung) am aus-
wärtigen Beschäftigungsort oder in dessen Nähe verfügen. Die notwendigen 
Mehraufwendungen sind aber nur dann Werbungskosten, wenn sie wegen 
einer aus beruflichem Anlass begründeten doppelten Haushaltsführung ent-
stehen. Der steuerfreie Ersatz durch den Arbeitgeber schließt den Abzug der 
notwendigen Mehraufwendungen als Werbungskosten in entsprechendem 
Umfang aus.

Eigener Hausstand
Bei dem Haushalt am Lebensmittelpunkt (= eigener Hausstand) muss es sich 
um eine eingerichtete, den Lebensbedürfnissen entsprechende Wohnung 
des Arbeitnehmers handeln. Bei verheirateten Arbeitnehmern ist das regel-
mäßig die Familienwohnung. Bei einem nicht verheirateten Arbeitnehmer 
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wird ein eigener Hausstand anerkannt, wenn er die Wohnung als Eigentümer 
oder Mieter nutzt, wobei auch ein gemeinsames oder abgeleitetes Nutzungs-
recht ausreichen kann. Zudem muss der Arbeitnehmer in dieser Wohnung 
einen Haushalt unterhalten, das heißt er muss die Haushaltsführung bestim-
men oder wesentlich mitbestimmen. Außerdem muss diese Wohnung den 
Mittelpunkt der Lebensinteressen des Arbeitnehmers darstellen (persön-
liche Bindung an andere dort lebende Personen wie zum Beispiel Verwand-
te, Freunde) und darf nicht nur gelegentlich zu Besuchszwecken oder für Ur-
laubsaufenthalte vorgehalten werden.

Ein eigener Hausstand liegt nicht vor bei Arbeitnehmern, die in den Haus-
halt der Eltern eingegliedert sind oder in der Wohnung der Eltern lediglich 
ein Zimmer bewohnen, selbst wenn sie sich an den Kosten der Haushalts-
führung beteiligen. Arbeitnehmer ohne eigenen Hausstand können grund-
sätzlich keine Mehraufwendungen für eine doppelte Haushaltsführung gel-
tend machen.

Zweitwohnung
Bei dem weiteren Haushalt (= Zweitwohnung) am auswärtigen Beschäfti-
gungsort oder in dessen Nähe muss es sich nicht zwingend um eine Woh-
nung handeln. Ausreichend ist jede zur Übernachtung geeignete Unterkunft 
(zum Beispiel eine kleine Wohnung, ein längerfristig angemietetes Hotelzim-
mer, ein möbliertes Zimmer, eine Gemeinschaftsunterkunft). 

Berufliche Veranlassung
Die berufliche Veranlassung ist regelmäßig gegeben, wenn die Begründung 
der Zweitwohnung am Beschäftigungsort bei einem Wechsel des Arbeits-
platzes, aufgrund einer Versetzung, eines Arbeitgeberwechsels oder der erst-
maligen Begründung eines Dienstverhältnisses erfolgt ist. Dies gilt auch in 
Fällen, in denen der Arbeitnehmer den eigenen Hausstand (aus privaten 
Gründen) vom Beschäftigungsort wegverlegt und die bisherige oder eine an-
dere Wohnung am Beschäftigungsort als Zweitwohnung beibehält oder be-
zieht.
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Berücksichtigungsfähige Aufwendungen

Erste und letzte Fahrt
Die tatsächlichen Kosten für die Fahrt zum Beschäftigungsort bei Beginn 
der Tätigkeit und die letzte Fahrt vom Beschäftigungsort zum Ort des eige-
nen Hausstands nach Abschluss der Tätigkeit sind Werbungskosten. Wird für 
diese Fahrten ein eigenes Kraftfahrzeug benutzt, so werden ohne Nachweis 
der tatsächlichen Kosten bei Benutzung eines PKW 0,30 € je gefahrenen Ki-
lometer anerkannt.

Heimfahrten
An Fahrtkosten für tatsächlich durchgeführte Fahrten vom Beschäftigungsort 
zum Ort des eigenen Hausstands werden für höchstens eine Fahrt wöchent-
lich für jeden Entfernungskilometer zwischen dem Beschäftigungsort und 
dem Ort des eigenen Hausstands 0,30 € anerkannt.

Anstelle der Aufwendungen für eine Heimfahrt an den Ort des eigenen Haus-
stands können die Gebühren für ein Ferngespräch bis zu einer Dauer von 15 
Minuten mit Angehörigen, die zum eigenen Hausstand des Arbeitnehmers 
gehören, berücksichtigt werden.

Unterkunft
Die notwendigen Kosten der Unterkunft am Beschäftigungsort, etwa die 
Zimmermiete einschließlich Nebenkosten, werden in nachgewiesener Höhe 
berücksichtigt, soweit sie nicht überhöht sind.

Die bis einschließlich 2007 bestehende Möglichkeit, die Kosten für die Un-
terkunft im Ausland ohne Einzelnachweis in Höhe der für einzelne Staa-
ten festgelegten Pauschbeträge je Übernachtung für eine im Ausland bele-
gene doppelte Haushaltsführung (Dreimonatszeitraum: 100 Prozent, Folge-
zeit: 40 Prozent) als Werbungskosten geltend zu machen, ist ab 2008 nicht 
(mehr) möglich. Die Berücksichtigung von Pauschbeträgen für Übernach-
tungskosten für eine doppelte Haushaltsführung im Inland war bereits frü-
her nicht möglich.

1× wöchentlich

Ferngespräch

keine Berück­

sichtigung 
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Verpflegung
Verpflegungsmehraufwendungen werden für die ersten drei Monate aner-
kannt. Dabei werden bei einem inländischen Beschäftigungsort für jeden Ka-
lendertag die folgenden Pauschbeträge berücksichtigt.

 –  Abwesenheitsdauer mindestens 8 Stunden 6 €
 –  Abwesenheitsdauer mindestens 14 Stunden 12 €
 –  Abwesenheitsdauer 24 Stunden (ganztägig) 24 €

Maßgebend ist die Dauer der Abwesenheit je Kalendertag vom Ort der Woh-
nung am Mittelpunkt der Lebensinteressen. Ein Einzelnachweis höherer Ver-
pflegungskosten ist ausgeschlossen.

Die für Auswärtstätigkeiten im Ausland maßgebenden und nach Staaten ge-
ordneten Pauschbeträge für Verpflegungsmehraufwendungen gelten auch für 
doppelte Haushaltsführungen im Ausland und werden durch ein Schreiben 
des Bundesministeriums der Finanzen gesondert bekannt gegeben. Das je-
weils aktuelle Schreiben kann auf der Internetseite des Bundesministeriums 
der Finanzen (http: // www.bundesfinanzministerium.de) unter der Rubrik: 
Wirtschaft und Verwaltung/Steuern/Veröffentlichungen zu Steuerarten/Lohn-
steuer abgerufen werden.

Herr Braun mit Familienwohnung in Konstanz ist verheiratet und hat zum 
1. November 2007 erstmals in Stuttgart eine Beschäftigung aufgenommen. Für 
sein Zimmer in Stuttgart zahlt er monatlich 400 €. Jedes Wochenende fährt 
er freitags nach Dienstschluss mit dem eigenen Auto zu seiner Familie nach 
Konstanz (2008: 42 wöchentliche Fahrten, Entfernung 174 Kilometer). Zu 
Beginn einer neuen Arbeitswoche kehrt er regelmäßig am Montag früh nach 
Stuttgart zurück. An den Ab- und Anreisetagen von und nach Konstanz ist 
Herr Braun jeweils mindestens 14 Stunden von der Familienwohnung abwesend.

Die doppelte Haushaltsführung ist aufgrund des Arbeitsplatzwechsels aus beruf-
lichen Gründen entstanden. Herr Braun kann für 2008 die nachfolgenden Mehr-
aufwendungen wegen doppelter Haushaltsführung als Werbungskosten geltend 
machen.

wöchentliche Fahrten
42 Fahrten × 174 Kilometer x 0,30 € je Entfernungskilometer 2 193 €
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Verpflegungsmehraufwand 2008 noch für einen Monat
13 Tage (Abwesenheit 24 Stunden) × 24 € 312 €
9 Tage (Abwesenheit mind. 14 Stunden) × 12 € 108 €

Unterkunftskosten
12 Monate × 400 € 4 800 €

Summe 7 413 €

Beachte Arbeitnehmer, die keine regelmäßige Arbeitsstätte haben und 
nur an ständig wechselnden Tätigkeitsstätten tätig sind, begründen mit dem 
Bezug einer Unterkunft an einer vorübergehenden beruflichen Tätigkeits-
stätte keine doppelte Haushaltsführung. Sie können ihre Aufwendungen 
nach Reisekostengrundsätzen geltend machen.

9. Reisekosten bei beruflicher Auswärtstätigkeit

Begriff der Auswärtstätigkeit
Reisekosten sind Fahrtkosten, Verpflegungsmehraufwendungen, Übernach-
tungskosten und Reisenebenkosten, wenn diese durch eine so gut wie aus-
schließlich beruflich veranlasste vorübergehende Auswärtstätigkeit entste-
hen. Eine Auswärtstätigkeit in diesem Sinne liegt vor, wenn der Arbeitneh-
mer vorübergehend außerhalb seiner Wohnung und an keiner seiner re-
gelmäßigen Arbeitsstätten beruflich tätig wird. Eine Auswärtstätigkeit liegt 
ebenfalls vor, wenn der Arbeitnehmer bei seiner individuellen beruflichen 
Tätigkeit typischerweise nur an ständig wechselnden Tätigkeitsstätten oder 
auf einem Fahrzeug tätig wird. Keine Reisekosten sind Mehraufwendungen 
im Rahmen der doppelten Haushaltsführung (siehe Seite 43).

Begriff der regelmäßigen Arbeitsstätte
Regelmäßige Arbeitstätte ist der ortsgebundene Mittelpunkt der dauerhaft 
angelegten beruflichen Tätigkeit des Arbeitnehmers, unabhängig davon, ob 
es sich um eine Einrichtung des Arbeitgebers handelt. Regelmäßige Arbeits-
stätte ist insbesondere jede ortsfeste dauerhafte betriebliche Einrichtung des 
Arbeitgebers, der der Arbeitnehmer zugeordnet ist und die er mit einer ge-
wissen Nachhaltigkeit immer wieder aufsucht. Art, Umfang und Inhalt der 

Voraussetzungen
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Tätigkeit sind dabei nicht maßgebend. Von einer regelmäßigen Arbeitsstät-
te ist auszugehen, wenn die betriebliche Einrichtung des Arbeitgebers vom 
Arbeitnehmer durchschnittlich im Kalenderjahr an einem Arbeitstag je Ar-
beitswoche aufgesucht wird. Bei einer vorübergehenden Auswärtstätigkeit 
(zum Beispiel befristete Abordnung) an einer anderen betrieblichen Einrich-
tung des Arbeitgebers oder eines verbundenen Unternehmens wird diese 
nicht zur regelmäßigen Arbeitsstätte.

Fahrtkosten
Die Aufwendungen für Fahrten, die keine Fahrten zwischen Wohnung und 
regelmäßiger Arbeitsstätte darstellen, werden nicht mit der Entfernungspau-
schale (siehe Seite 39 ff.), sondern in tatsächlicher Höhe als Werbungskosten 
berücksichtigt. Benutzt der Arbeitnehmer ein eigenes Fahrzeug, kann er an-
stelle der nachgewiesenen Kosten für jeden gefahrenen Kilometer die fol-
genden Pauschsätze geltend machen:

 –  Auto 0,30 €
 –  Motorrad oder Motorroller 0,13 €
 –  Moped oder Mofa 0,08 €
 –  Fahrrad 0,05 €

Für jede Person, die bei einer Auswärtstätigkeit mitgenommen wird, erhöht 
sich der Kilometersatz von 0,30 € um 0,02 € und der Kilometersatz von 0,13 € 
um 0,01 €.

Benutzt ein Arbeitnehmer ein ihm vom Arbeitgeber oder auf dessen Veran-
lassung von einem Dritten unentgeltlich zur Verfügung gestelltes Fahrzeug, 
können die vorstehend aufgeführten Pauschsätze nicht als Werbungskosten 
geltend gemacht werden. Denn dem Arbeitnehmer sind für diese Fahrten 
keine eigenen Aufwendungen entstanden.

Fährt ein auf einem Fahrzeug oder an ständig wechselnden auswärtigen Tä-
tigkeitsstätten eingesetzter Arbeitnehmer mit einer gewissen Nachhaltigkeit, 
das heißt fortlaufend und immer wieder von der Wohnung zum Betrieb, um 
dort tätig zu werden oder um von dort auch nur weiter zur Einsatzstelle zu 
fahren oder befördert zu werden oder mit seiner Fahrtätigkeit zu beginnen, 

46­Tage­Regelung
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gilt der Betrieb als regelmäßige Arbeitsstätte. Der Abzug der Aufwendungen 
für die Wege zwischen Wohnung und Betrieb richtet sich dann nach den Vor-
schriften zur Entfernungspauschale (siehe Seite 39 ff.). Die Auswärtstätigkeit 
beginnt erst mit Verlassen des Betriebs.

Verpflegungsmehraufwendungen
Die Verpflegungsmehraufwendungen können für jeden Kalendertag der be-
ruflich veranlassten vorübergehenden Auswärtstätigkeit mit Pauschbeträgen 
geltend gemacht werden. Die Möglichkeit, höhere Verpflegungskosten mit 
Einzelabrechnung anzusetzen, besteht nicht. Bei Auswärtstätigkeiten im In-
land können die folgenden Pauschbeträge angesetzt werden.

 –  Abwesenheitsdauer mindestens 8 Stunden 6 €
 –  Abwesenheitsdauer mindestens 14 Stunden 12 €
 –  Abwesenheitsdauer mindestens 24 Stunden (ganztägig) 24 €

Maßgebend ist allein die Dauer der Abwesenheit von der Wohnung und 
gegebenenfalls der regelmäßigen Arbeitsstätte. Führt ein Arbeitnehmer an 
einem Kalendertag mehrere Auswärtstätigkeiten durch, wird die Abwesen-
heitsdauer an diesem Kalendertag zusammengerechnet.

Bei einer längerfristigen vorübergehenden Auswärtstätigkeit an derselben 
Tätigkeitsstätte ist der Ansatz der Pauschbeträge auf die ersten drei Monate 
beschränkt.

Die für Auswärtstätigkeiten im Ausland maßgebenden und nach Staaten ge-
ordneten Pauschbeträge für Verpflegungsmehraufwendungen werden durch 
ein Schreiben des Bundesministeriums der Finanzen gesondert bekannt ge-
geben. Das jeweils aktuelle Schreiben kann auf der Internetseite des Bundes-
ministeriums der Finanzen (http://www.bundesfinanzministerium.de) unter 
der Rubrik: Wirtschaft und Verwaltung > Steuern > Veröffentlichungen zu 
Steuerarten > Lohnsteuer abgerufen werden.

Übernachtungskosten
Die beruflich veranlassten Übernachtungskosten bei mehrtägigen Auswärts-
tätigkeiten müssen bei Übernachtungen im In- und Ausland nachgewiesen 
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werden. Wird durch Zahlungsbelege nur ein Gesamtbetrag für Unterkunft 
und Verpflegung nachgewiesen und lässt sich der Preis für die Verpflegung 
nicht feststellen, so ist der Gesamtbetrag zur Ermittlung der Übernachtungs-
kosten bei einer Übernachtung im Inland für das Frühstück um 4,80 € und 
für ein Mittag- und Abendessen um jeweils 9,60 € zu kürzen.

Bei Übernachtungen im Ausland ist ein Gesamtbetrag für Unterkunft und 
Verpflegung für das Frühstück um 20 Prozent und für ein Mittag- und Abend-
essen um jeweils 40 Prozent des für den Unterkunftsort maßgebenden 
Pauschbetrags für Verpflegungsmehraufwendungen mit einer Abwesen-
heitsdauer von mindestens 24 Stunden zu kürzen. Die für den Unterkunfts-
ort maßgebenden und nach Staaten geordneten Pauschbeträge für Verpfle-
gungsmehraufwendungen werden durch ein Schreiben des Bundesministe-
riums der Finanzen gesondert bekannt gegeben. Das jeweils aktuelle Schrei-
ben kann auf der Internetseite des Bundesministeriums der Finanzen (http://
www.bundesfinanzministerium.de) unter der Rubrik: Wirtschaft und Verwal-
tung > Steuern > Veröffentlichungen zu Steuerarten > Lohnsteuer abgeru-
fen werden.

Hinweis Bei Übernachtungen im Ausland ist im Übernachtungspreis re-
gelmäßig das Frühstück nicht enthalten. Erhält der Arbeitnehmer hierüber 
keine gesonderte Bestätigung, reicht es regelmäßig aus, wenn er dies auf der 
Hotelrechnung handschriftlich vermerkt. In diesen Fällen unterbleibt dann 
eine Kürzung des Übernachtungspreises um die Kosten für das Frühstück.

Reisenebenkosten
Als Reisenebenkosten können zum Beispiel die nachgewiesenen Aufwen-
dungen für die Beförderung und Aufbewahrung von Gepäck, für Telefon, 
Briefmarken, Garage und Parkplatz als Werbungskosten angesetzt werden.

Steuerfreie Erstattungen von Reisekosten durch den Arbeitgeber
Hat der Arbeitgeber Reisekosten steuerfrei erstattet, so müssen diese von 
den Aufwendungen (Fahrtkosten, Verpflegungsmehraufwendungen, Über-
nachtungskosten und Reisenebenkosten) abgezogen werden. Nur ein ver-
bleibender Restbetrag kann als Werbungskosten geltend gemacht werden.

Kürzung im 
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10. Umzugskosten

Umzugskosten können als Werbungskosten geltend gemacht werden, wenn 
die Wohnung aus beruflichen Gründen gewechselt wird. Berufliche Gründe 
liegen vor, wenn erstmals eine Arbeitsstelle aufgenommen oder der Arbeit-
geber gewechselt wird. Bei Umzügen innerhalb derselben Gemeinde liegt 
ein beruflicher Anlass zum Beispiel vor, wenn der Umzug vom Arbeitgeber 
gefordert wird, etwa beim Bezug oder der Räumung einer Dienstwohnung.

Zu den Umzugskosten gehören
 –  Beförderung des Umzugsguts,
 –  Reisekosten, beispielsweise Fahrtkosten, Verpflegungsmehrauf-

wendungen oder Übernachtungskosten für den Umziehenden und 
die zur häuslichen Gemeinschaft gehörenden Personen,

 –  Mietentschädigungen, wenn die Miete wegen des Umzugs für die 
frühere Wohnung noch weiterbezahlt werden muss,

 –  Wohnungsvermittlungsgebühren,
 –  Auslagen für zusätzlichen Unterricht der Kinder bis zu bestimm-

ten Höchstbeträgen,
 –  sonstige Umzugsauslagen.

Die Umzugskosten werden bis zu der Höhe, die ein vergleichbarer Bundes-
beamter als Umzugskostenvergütung erhalten würde, anerkannt. Wegen wei-
terer Einzelheiten wenden Sie sich bitte an Ihr zuständiges Finanzamt.

11. Kontoführungsgebühren

Entstandene Kontoführungsgebühren sind Werbungskosten, soweit sie 
auf Gutschriften von Arbeitslohn und von beruflich veranlassten Überwei-
sungen entfallen. Im Kalenderjahr werden in der Regel pauschal 16 € als 
Werbungskosten anerkannt.
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12. Kinderbetreuungskosten

Für zum Haushalt des Steuerpflichtigen gehörende Kinder können in be-
stimmten Fällen tatsächlich entstandene und nachgewiesene Kinderbetreu-
ungskosten bis zu 4 000 € je Kind wie Werbungskosten abgezogen werden. 
Grundvoraussetzung ist, dass der Steuerpflichtige erwerbstätig ist; bei zusam-
men veranlagten Ehegatten müssen beide erwerbstätig sein. Liegen die Vo-
raussetzungen für einen Abzug der Kinderbetreuungskosten wie Werbungs-
kosten nicht vor, können die Aufwendungen gegebenenfalls als Sonderaus-
gaben berücksichtigt werden.

Einzelheiten sind in der Broschüre »Steuertipps für Familien« enthalten, die 
auf der Internetseite des Finanzministeriums unter www.fm.baden-wuerttem-
berg.de > Publikationen > Steuerratgeber abrufbar ist.

Sonderausgaben sind Aufwendungen der Lebensführung, die aus besonde-
ren Gründen steuerlich begünstigt werden. Es können nur Aufwendungen 
abgezogen werden, die auf einer eigenen Verpflichtung des Steuerpflichtigen 
beruhen und von ihm tatsächlich geleistet werden. Bei Ehegatten, die zusam-
men veranlagt werden, ist es für den Abzug von Sonderausgaben aber gleich-
gültig, ob sie der Ehemann oder die Ehefrau geleistet hat. Bei den Sonder-
ausgaben wird zwischen Vorsorgeaufwendungen und den weiteren Sonder-
ausgaben unterschieden.

Außergewöhnliche Belastungen sind Aufwendungen, die einem Steuerpflich-
tigen im privaten Bereich zwangsläufig und in größerem Umfang als der über-
wiegenden Mehrheit vergleichbarer Steuerpflichtiger erwachsen. Man unter-
scheidet zwischen außergewöhnlichen Belastungen allgemeiner Art und au-
ßergewöhnlichen Belastungen in besonderen Fällen.

Höchstbetrag

Sonderausgaben
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Einzelheiten zu den abzugsfähigen Sonderausgaben und außergewöhnlichen 
Belastungen sind in den Broschüren »Steuertipps für Familien« und »Steuer-
tipps für Menschen mit Behinderung« enthalten, die im Internet unter www.
fm.baden-wuerttemberg.de > Publikationen > Steuerratgeber abrufbar sind.

Grundsätzlich werden die Sonderausgaben und außergewöhnlichen Belas-
tungen erst im Rahmen der Einkommensteuerveranlagung berücksichtigt.

Ausnahmsweise können bestimmte Aufwendungen bereits im Lohnsteuer-
abzugsverfahren durch Eintragung eines Freibetrags auf der Lohnsteuerkarte 
berücksichtigt werden (siehe Seite 23 ff.).

Vorsorgepauschale

Vorsorgeaufwendungen können generell nicht auf der Lohnsteuerkarte als 
Freibetrag eingetragen werden.

Für sie wird im Rahmen des Lohnsteuerabzugsverfahren automatisch eine 
Vorsorgepauschale berücksichtigt.

Bei rentenversicherungspflichtigen Arbeitnehmern setzt sich die ungekürzte 
Vorsorgepauschale wie folgt zusammen:

 –  50 Prozent des Beitrags in der gesetzlichen Rentenversicherung 
(Beitragssatz 2008/2009: 19,9 Prozent) bezogen auf den Arbeits-
lohn, dies entspricht dem Arbeitnehmeranteil. Hiervon wird im 
Rahmen einer Übergangsregelung nur folgender Teilbetrag 
 angesetzt: 
 – für 2008: 32 Prozent 
 – für 2009: 36 Prozent 
Für die Folgejahre wird dieser Prozentsatz jährlich um 4 Prozent-
punkte angehoben, so dass ab dem Jahr 2025 der 50-Prozent-
 Anteil in vollem Umfang berücksichtigt wird.

 –  zuzüglich 11 Prozent des Arbeitslohns, höchstens 1 500 € (bei 
 zusammen veranlagten Ehegatten 3 000 €).

ungekürzte  

Vorsorgepauschale
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Ein verheirateter Arbeitnehmer ist sozialversicherungspflichtig beschäftigt 
und bezieht einen Bruttoarbeitslohn von 40 000 € (Beitragssatz zur gesetzlichen 
Rentenversicherung 19,9 Prozent). Seine Ehefrau ist nicht berufstätig.

Die Vorsorgepauschale für das Jahr 2008 berechnet sich wie folgt:

Beitrag zur gesetzlichen Rentenversicherung

19,9 Prozent von 40 000 € 7 960 €
davon 50 Prozent 3 980 €
aufgrund der Übergangregelung davon 32 Prozent 1 274 €

zuzüglich
11 Prozent von 40 000 € 4 400 €
höchstens 3 000 € + 3 000 €

Vorsorgepauschale  4 274 €

Bei Arbeitnehmern, die zu folgendem Personenkreis gehören, kommt nur 
eine gekürzte Vorsorgepauschale zum Ansatz:

 –  Beamte, Richter, Berufssoldaten, Zeitsoldaten, Beschäftigte bei 
Trägern der Sozialversicherung, Geistliche im aktiven Dienst einer 
als öffentliche Körperschaft anerkannten Religionsgemeinschaft 
sowie andere Arbeitnehmer mit beamtenähnlichen Versorgungsan-
sprüchen,

 –  beherrschende Gesellschafter-Geschäftsführer einer GmbH oder 
Vorstandsmitglieder von Aktiengesellschaften mit Pensionszusage,

 –  Beamtenpensionäre und Hinterbliebene von Beamten sowie Per-
sonen mit Versorgungsbezügen nach beamtenrechtlichen Grund-
sätzen und deren Hinterbliebene,

 –  Empfänger von Altersrenten aus der gesetzlichen Rentenversiche-
rung.

Die gekürzte Vorsorgepauschale beträgt 11 Prozent des Arbeitslohns, höchs-
tens 1 500 € (bei zusammen veranlagten Ehegatten 3 000 €).

Beispiel
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Haben beide Ehegatten Arbeitslohn bezogen, ermittelt sich die Vorsorgepau-
schale aus den folgenden beiden Komponenten:

 –  50 Prozent des Beitrags in der gesetzlichen Rentenversicherung 
(Beitragssatz 2008/2009: 19,9 Prozent) bezogen auf den Arbeits-
lohn des jeweiligen Ehegatten, soweit er nicht zum Personen-
kreis der gekürzten Vorsorgepauschale gehört. Hiervon der ent-
sprechende Teilbetrag im Rahmen der Übergangsregelung (2008: 
32 Prozent; 2009: 36 Prozent)

 –  zuzüglich 11 Prozent des Arbeitslohns beider Ehegatten höchstens, 
3 000 €.

Soweit einer oder beide Ehegatten zum Personenkreis der gekürzten Vorsor-
gepauschale gehören, entfällt die erste Komponente für diesen Ehegatten.

M ist Beamter und erhält einen Bruttoarbeitslohn von 60 000 €. F ist rentenversi-
cherungspflichtige Angestellte. Ihr Bruttoarbeitslohn beträgt 20 000 €.

19,9 % von 20 000 € 3 980,00 €
davon 50 % 1 990,00 €
davon 32 %   636,80 € 636,80 €

11% von 80 000 € 8 800,00 €
höchstens 3 000,00 € + 3 000,00 €

Vorsorgepauschale (aufgerundet auf volle €) 3 637,00 €

Hinweis Die Versorgungspauschale wird auch im Rahmen der Einkom-
mensteuerveranlagung berücksichtigt, wenn keine oder geringere Vorsorge-
aufwendungen beantragt oder nachgewiesen werden. Um Schlechterstellun-
gen durch die Neuregelung der Vorsorgepauschale ab dem Jahr 2005 zu ver-
meiden, führt das Finanzamt in den Jahren 2005 bis 2019 von Amts wegen 
eine Günstigerprüfung durch. Danach wird – zumindest bis zum Jahr 2010 – 
mindestens eine Vorsorgepauschale berücksichtigt, wie sie nach dem bis zum 
Jahr 2004 geltenden Recht anzusetzen war.
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Härteausgleich 

Bezieher von Einkünften aus nichtselbstständiger Arbeit (einschließlich Ver-
sorgungsbezüge), die daneben noch andere, nicht dem Lohnsteuerabzug un-
terliegende steuerpflichtige Einkünfte haben, müssen diese versteuern, wenn 
sie insgesamt mehr als 410 € im Kalenderjahr betragen. Vom Arbeitgeber 
pauschal versteuerter Arbeitslohn (siehe Seite 29 ff.), wie zum Beispiel das 
pauschal versteuerte Arbeitsentgelt aus einer geringfügigen Beschäftigung, 
bleiben außer Ansatz. 

Betragen die nicht dem Lohnsteuerabzug unterliegenden Einkünfte zwar 
mehr als 410 €, aber weniger als 820 € im Kalenderjahr, so wird die Besteu-
erung durch den so genannten Härteausgleich abgemildert. Dabei wird das 
Einkommen um den Betrag gekürzt, um den die bezeichneten Einkünfte (ge-
gebenenfalls gemindert um den Altersentlastungsbetrag) niedriger als 820 € 
sind. Damit wird gewährleistet, dass – sollten zum Beispiel neben dem Ar-
beitslohn bezogene andere Einkünfte den Betrag von 410 € geringfügig über-
schreiten – andere Einkünfte nur schrittweise an die volle Besteuerung her-
angeführt werden.

Der Staat fördert die Vermögensbildung durch die Anlage vermögenswirk-
samer Leistungen nach dem Fünften Vermögensbildungsgesetz (5. VermBG). 
Die staatliche Förderung besteht nach diesem Gesetz in einer steuer- und 
sozialabgabenfreien Arbeitnehmer-Sparzulage, die für bestimmte, gesetzlich 
abschließend geregelte Anlageformen vermögenswirksamer Leistungen vom 
Finanzamt gewährt wird. Dem Arbeitgeber kommt eine bedeutende Funk-
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tion bei der Vermögensbildung der Arbeitnehmer zu, da ihm die Gewäh-
rung und Anlage der für die staatliche Zulage erforderlichen vermögenswirk-
samen Leistungen obliegt.

I. Vermögenswirksame Leistungen

Vermögenswirksame Leistungen können ausschließlich Arbeitnehmer erhal-
ten. Das gilt auch für Beamte, Richter, Berufs- und Zeitsoldaten sowie Ar-
beitnehmer, die in Heimarbeit tätig sind oder sich in Berufsausbildung befin-
den. Vermögenswirksame Leistungen sind Geldleistungen, die grundsätzlich 
vom Arbeitgeber für den Arbeitnehmer unmittelbar auf eine vom Arbeitneh-
mer gewählte und nach dem Fünften Vermögensbildungsgesetz begünstigte 
Anlageform geleistet werden.
Der Arbeitgeber oder Dienstherr kann aufgrund Gesetzes, Tarifvertrags, Be-
triebsvereinbarung oder einzelvertraglicher Regelung verpflichtet sein, ver-
mögenswirksame Leistungen zu gewähren. Es können aber auch auf Verlan-
gen des Arbeitnehmers Teile seines Arbeitslohns vermögenswirksam ange-
legt werden. In allen Fällen sind die vermögenswirksamen Leistungen ar-
beitsrechtlich Bestandteil des Arbeitslohns und damit vom Arbeitnehmer als 
Einnahmen zu versteuern.

Begünstigte Anlagearten

Voraussetzung für den Erhalt von vermögenswirksamen Leistungen ist ein 
vom Arbeitnehmer abgeschlossener Vertrag im Sinne des Fünften Vermö-
gensbildungsgesetzes.

Zu den nach dem Fünften Vermögensbildungsgesetz begünstigten Anlage-
arten gehören
 –  Sparverträge über Wertpapiere oder andere Vermögens-

beteiligungen
 –  Wertpapier-Kaufverträge
 –  Beteiligungs-Verträge und Beteiligungs-Kaufverträge
 –  Verträge nach dem Wohnungsbauprämiengesetz (zum Beispiel 

Bausparverträge)
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 –  Anlagen zum Wohnungsbau
 –  Geldsparverträge
 –  Lebensversicherungsverträge

1.  Sparvertrag über Wertpapiere oder  
andere Vermögensbeteiligungen

Ein Sparvertrag über Wertpapiere oder andere Vermögensbeteiligungen ist 
ein Sparvertrag mit einem Kreditinstitut oder einer Kapitalanlagegesell-
schaft, in dem sich der Arbeitnehmer verpflichtet, als Sparbeiträge zum Er-
werb von Wertpapieren, zum Beispiel Aktien oder Investmentfondsantei-
len, oder anderen Vermögensbeteiligungen für die Dauer von sechs Jahren 
seit Vertragsabschluss laufend vermögenswirksame Leistungen einzahlen zu 
lassen oder andere Beträge einzuzahlen. Hierzu gehört ab 2009 auch der Er-
werb von Anteilen an einem Mitarbeiterbeteiligungs-Sondervermögen nach 
Abschnitt 7 a des Investmentgesetzes. Für alle aufgrund eines solchen Spar-
vertrags angelegten vermögenswirksamen Leistungen gilt eine siebenjährige 
Sperrfrist. Sie beginnt am 1. Januar des Kalenderjahres, in dem die erste ver-
mögenswirksame Leistung beim Kreditinstitut oder bei der Kapitalanlagege-
sellschaft eingegangen ist.

2. Wertpapier-Kaufvertrag
Ein Wertpapier-Kaufvertrag ist ein Vertrag zwischen Arbeitnehmer und Ar-
beitgeber zum Erwerb von bestimmten verbrieften Vermögensbeteiligungen, 
beispielsweise Arbeitgeber-Aktien, mit vermögenswirksamen Leistungen 
oder anderen Beträgen. Die mit vermögenswirksamen Leistungen erwor-
benen Wertpapiere sind unverzüglich nach ihrem Erwerb bis zum Ablauf 
einer Sperrfrist von sechs Jahren jeweils festzulegen, etwa in einem Depot. 
Die Sperrfrist beginnt am 1. Januar des Kalenderjahres, in dem das Wertpa-
pier erworben wurde. Bis zum Ablauf dieser Sperrfrist darf nicht durch Rück-
zahlung, Abtretung, Beleihung oder in anderer Weise über die Wertpapiere 
verfügt werden.

3. Beteiligungs-Vertrag und Beteiligungs-Kaufvertrag
Bei diesen Verträgen begründet oder erwirbt der Arbeitnehmer mit vermö-
genswirksamen Leistungen oder eigenen Beträgen unmittelbar nicht ver-
briefte Vermögensbeteiligungen, wie zum Beispiel Genossenschaftsanteile, 
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GmbH-Anteile, stille Beteiligungen, Darlehensforderungen gegen den Ar-
beitgeber sowie Genussrechte. Die mit vermögenswirksamen Leistungen er-
worbenen Vermögensbeteiligungen unterliegen ebenfalls einer sechsjährigen 
Sperrfrist. Sie beginnt am 1. Januar des Kalenderjahres, in dem das Recht be-
gründet wurde.

4. Verträge nach dem Wohnungsbau-Prämiengesetz
Hierzu gehört insbesondere der Bausparvertrag zur Erlangung eines Baudar-
lehens (siehe Seite 62).

5. Anlagen zum Wohnungsbau
Bei dieser Anlageart werden die vermögenswirksamen Leistungen unmittel-
bar für den Bau, den Erwerb, die Erweiterung oder Entschuldung, etwa zur 
Tilgung des Bauspardarlehens, eines im Inland belegenen Wohngebäudes 
oder einer Eigentumswohnung verwendet.

6. Geldsparvertrag
Ein Geldsparvertrag ist ein Vertrag zwischen Arbeitnehmer und einem inlän-
dischen Kreditinstitut, in dem sich der Arbeitnehmer verpflichtet, einmalig 
oder für die Dauer von sechs Jahren seit Vertragsabschluss laufend als Spar-
beiträge vermögenswirksame Leistungen einzahlen zu lassen oder andere Be-
träge einzuzahlen.

7. Lebensversicherungsvertrag
Ein Lebensversicherungsvertrag nach dem FünftenVermögensbildungsgesetz 
ist ein Vertrag über eine Kapitalversicherung auf den Erlebens- und Todesfall 
gegen laufenden Beitrag, der für die Dauer von mindestens zwölf Jahren zwi-
schen dem Arbeitnehmer und einem inländischen Versicherungsunterneh-
men abgeschlossen worden ist.

II. Arbeitnehmer-Sparzulage

1. Einkommensgrenzen
Für die begünstigten vermögenswirksamen Leistungen wird eine Arbeitneh-
mer-Sparzulage gewährt, wenn das zu versteuernde Einkommen im Kalen-
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derjahr der vermögenswirksamen Leistung höchstens 17 900 € (bei zusam-
men veranlagten Ehegatten 35 800 €) beträgt. 
Für die Anlagearten

 –  Sparvertrag über Wertpapiere oder andere Vermögens-
beteiligungen

 –  Wertpapier-Kaufverträge
 –  Beteiligungs-Vertrag und Beteiligungs-Kaufvertrag 

wurde die Einkommensgrenze auf 20 000 € (bei zusammen veranlagten Ehe-
gatten 40 000 €) angehoben. Die höheren Einkommensgrenzen gelten erst-
mals für vermögenswirksame Leistungen, die nach dem 31. Dezember 2008 
angelegt werden. Maßgebend ist das zu versteuernde Einkommen, wobei 
für jedes zu berücksichtigende Kind die Freibeträge für Kinder abgezogen 
werden. Dies gilt auch für die Fälle, in denen bei der Veranlagung zur Ein-
kommensteuer der Abzug von Freibeträgen für Kinder unterbleibt, da das 
Kindergeld für die Eltern günstiger ist.

Herr Reinfelder ist verheiratet und hat zwei Kinder. Sein Bruttoarbeitslohn im 
Jahr 2008 beträgt 60 000 €. Bei der Veranlagung zur Einkommensteuer kommen 
die steuerlichen Freibeträge für Kinder nicht zum Ansatz, da die Auszahlung 
des Kindergeldes günstiger ist. Das zu versteuernde Einkommen ist im Steuer-
bescheid 2008 mit 46 980 € ausgewiesen. Die Einkommensgrenze von 35 800 € 
wäre demnach überschritten, so dass Herr Reinfelder keinen Anspruch auf 
Arbeitnehmer-Sparzulage hätte. 
 

Für die Ermittlung der Einkommensgrenze werden jedoch – unabhängig von 
der Günstigerprüfung bei der Einkommensteuer-Veranlagung – die steuerlichen 
Freibeträge für Kinder berücksichtigt. Unter Berücksichtigung der steuerlichen 
Freibeträge für seine beiden Kinder (5 808 € × 2 = 11 616 €) ergibt sich bei Herrn 
Reinfelder ein zu versteuerndes Einkommen in Höhe von 35 364 €. Herr Rein-
felder hat also für das Jahr 2008 einen Anspruch auf Arbeitnehmer-Sparzulage.

2. Höhe der Arbeitnehmer-Sparzulage
Die Arbeitnehmer-Sparzulage beträgt 18 Prozent (20 Prozent ab 2009) der 
vermögenswirksamen Leistungen, wenn sie auf einen Sparvertrag, einen Wert-
papier-Kaufvertrag, einen Beteiligungs-Vertrag oder Beteiligungs-Kaufvertrag 
geleistet werden. Es sind jedoch höchstens 400 € jährlich zulagenbegünstigt, 
so dass die Sparzulage höchstens 72 € (18 Prozent von 400 €) beträgt.

Einkommens­
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Die Arbeitnehmer-Sparzulage beträgt 9 Prozent der vermögenswirksamen 
Leistungen, wenn sie auf Verträge nach dem Wohnungsbau-Prämiengesetz 
(zum Beispiel Bausparvertrag) oder auf Anlagen zum Wohnungsbau geleistet 
werden. Es sind jedoch höchstens 470 € jährlich zulagenbegünstigt, so dass 
die Sparzulage höchstens 43 € (9 Prozent von 470 €) beträgt.

Die beiden Arbeitnehmer-Sparzulagen können nebeneinander in Anspruch 
genommen werden, so dass bei voller Ausschöpfung vermögenswirksame 
Leistungen bis zu 870 € begünstigt sind und die Arbeitnehmer-Sparzulage 
insgesamt 115 € (18 Prozent von 400 € + 9 Prozent von 470 € aufgerundet) 
betragen kann.

Auf einen Geldsparvertrag oder Lebensversicherungsvertrag können zwar 
vermögenswirksame Leistungen angelegt werden, eine Arbeitnehmer-Spar-
zulage wird jedoch nicht gewährt.

3. Verfahren
Die Arbeitnehmer-Sparzulage wird jährlich nach Ablauf des Kalenderjahres 
auf Antrag vom Finanzamt mit der Veranlagung zur Einkommensteuer oder 
mit einem besonderen Bescheid festgesetzt. Die Antragsfrist beträgt vier 
Jahre. Dem Antrag muss eine Bescheinigung des Anlageinstituts, des Unter-
nehmens oder des Gläubigers, bei dem die vermögenswirksamen Leistun-
gen angelegt worden sind, beigefügt werden (so genannte »Anlage VL«). Die 
Arbeitnehmer-Sparzulage wird zunächst vom Finanzamt nur festgesetzt. Die 
Auszahlung der festgesetzten Arbeitnehmer-Sparzulagen erfolgt dann nach 
Ablauf der für die jeweilige Anlageart geltenden Sperrfrist sowie bei Zutei-
lung oder wohnwirtschaftlicher Verwendung des Bausparvertrags. Die Aus-
zahlung erfolgt zugunsten des Arbeitnehmers an das jeweilige Anlageunter-
nehmen.

Bei vorzeitiger Verfügung über die angelegten vermögenswirksamen Leistun-
gen muss die Arbeitnehmer-Sparzulage grundsätzlich zurück gezahlt werden. 
Erfolgt jedoch die vorzeitige Verfügung zum Beispiel bei Tod oder völliger Er-
werbsunfähigkeit des Arbeitnehmers oder seines Ehegatten sowie bei länger 
andauernder Arbeitslosigkeit des Arbeitnehmers oder wird bei einem Bau-
sparvertrag die Bausparsumme vorzeitig unmittelbar für Zwecke des Woh-
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nungsbaus verwendet, ist die Arbeitnehmer-Sparzulage trotz vorzeitiger Ver-
fügung nicht zurückzuzahlen.

Wohnungsbauprämien können grundsätzlich alle Bausparer erhalten, die ihren 
Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt in der Bundesrepublik Deutschland 
und die das 16. Lebensjahr vollendet haben oder Vollwaisen sind.

Der Prämienanspruch setzt voraus, dass im Sparjahr Aufwendungen zur För-
derung des Wohnungsbaus erbracht worden sind. Dabei darf es sich nicht 
um vermögenswirksame Leistungen handeln, für die ein Anspruch auf Ar-
beitnehmer-Sparzulage nach dem Fünften Vermögensbildungsgesetz besteht 
(siehe Seite 56 ff.). 
Leistet der Steuerpflichtige Beiträge an eine Bausparkasse zugunsten eines 
zertifizierten Altersvorsorgevertrags, um ein Bauspardarlehen zu erlangen, 
sind diese Beiträge grundsätzlich prämienbegünstigt. Werden diese Beiträ-
ge jedoch in einem Sparjahr vom Anbieter als Altersvorsorgebeiträge (siehe 
Seite 68) zugeordnet, gelten alle innerhalb dieses Sparjahres auf diesen Ver-
trag geleisteten Beiträge bis zum maßgebenden Sonderausgabenhöchstbetrag 
als Altersvorsorgebeiträge. Diese Beiträge sind nicht prämienbegünstigt im 
Sinne des Wohnungsbauprämiengesetzes; sie werden jedoch bei den Zula-
gen und dem Sonderausgabenabzug im Zusammenhang mit dem Altersvor-
sorgevertrag (siehe Seiten 69 und 73) berücksichtigt. Außerdem darf das Ein-
kommen im Sparjahr eine bestimmte Grenze nicht überschreiten.

1. Begünstigte Aufwendungen
Nach § 2 Abs. 1 des Wohnungsbau-Prämiengesetzes kann für folgende Auf-
wendungen eine Prämie gewährt werden:
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 –  Beiträge an Bausparkassen zur Erlangung von Baudarlehen 
 (Bausparvertrag), soweit die an dieselbe Bausparkasse geleisteten 
Beträge im Sparjahr mindestens 50 € betragen;

 –  Beiträge an Bausparkassen zugunsten eines zertifizierten Alters-
vorsorgevertrags (Riester-Vertrags; siehe Seite 77) zur Erlangung 
eines Bauspardarlehens, soweit es sich nicht um Altersvorsorge-
beiträge handelt;

 –  Aufwendungen für den ersten Erwerb von Anteilen an Bau- und 
Wohnungsgenossenschaften;

 –  Beiträge aufgrund von Wohnungsbausparverträgen mit Kredit-
instituten;

 –  Beiträge aufgrund von Baufinanzierungsverträgen mit Wohnungs- 
und Siedlungsunternehmen sowie den am 31. Dezember 1989 
als Organe der staatlichen Wohnungspolitik anerkannten Unter-
nehmen.

2. Einkommensgrenzen
Die Gewährung der Wohnungsbauprämie ist an Einkommensgrenzen gebun-
den. Diese betragen für Alleinstehende 25 600 € und für Ehegatten 51 200 €. 
Ausgangsbasis ist das zu versteuernde Einkommen des Sparjahres. Zu be-
achten ist, dass bei der Ermittlung des zu versteuernden Einkommens stets 
die für das gesamte Sparjahr in Betracht kommenden Freibeträge für Kinder 
– unabhängig von der Dauer des Berücksichtigungszeitraums des Kindes – zu 
berücksichtigen sind (siehe Beispiel Seite 60).

3. Höhe der Wohnungsbauprämie
Die Prämie beträgt 8,8 Prozent der Aufwendungen. Die Aufwendungen sind 
für jedes Kalenderjahr insgesamt nur bis zu einem Höchstbetrag von 512 €, 
bei Ehegatten 1 024 €, prämienbegünstigt. Darüber hinausgehende Aufwen-
dungen werden nicht berücksichtigt.

Als Ehegatten im Sinne des Wohnungsbau-Prämiengesetzes gelten Personen, 
die für das Sparjahr zusammen veranlagt werden oder – falls keine Veranla-
gung durchgeführt wird – verheiratet waren und nicht dauernd getrennt ge-
lebt haben.
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Beachte Kinder haben einen eigenen Anspruch auf Wohnungsbauprämie 
für die von ihnen erbrachten Bausparbeiträge. Sie sind selbst prämienberech-
tigt, sofern sie das 16. Lebensjahr vollendet haben oder Vollwaisen sind. Sie 
erhalten damit Wohnungsbauprämie maximal aus einem Höchstbetrag von 
512 €.

4. Verwendung von Bausparmitteln
Bausparleistungen, für die eine Wohnungsbauprämie gewährt worden ist, 
dürfen vom Bausparer vor Ablauf von 7 Jahren seit Vertragsabschluss (Sperr-
frist) nur für wohnungswirtschaftliche Zwecke oder aufgrund bestimmter 
Vorgänge (zum Beispiel Tod, längere Arbeitslosigkeit oder bei Rückkehr ins 
Heimatland) für andere Zwecke verwendet werden. Nach Ablauf der 7-jäh-
rigen Sperrfrist, darf die Bausparsumme auch für andere Zwecke verwendet 
werden, ohne dass die gewährte Wohnungsbauprämie zurückzuzahlen ist.

Bei nach dem 31. Dezember 2008 abgeschlossenen Bausparverträgen darf die 
Bausparsumme, für die eine Wohnungsbauprämie gewährt worden ist, vom 
Bausparer generell nur noch für wohnungswirtschaftliche Zwecke verwendet 
werden. Das gilt auch bei vor dem 1. Januar 2009 abgeschlossenen Bauspar-
verträgen, für die nicht mindestens ein Betrag in Höhe der Regelsparrate bis 
zum 31. Dezember 2008 geleistet wurde. Eine Erhöhung der Bausparsumme 
bei einem bereits bestehenden Vertrag gilt dabei als neuer (selbständiger) 
Vertrag. Eine anderweitige Verwendung ist bei Neuverträgen nur noch dann 
unschädlich, wenn
 –  der Bausparer bei Vertragsabschluss das 25. Lebensjahr noch 

nicht vollendet hatte und über die Bausparsumme frühestens nach 
Ablauf von 7 Jahren seit Vertragsabschluss verfügt wird oder

 –  aufgrund bestimmter Vorgänge (zum Beispiel Tod, längere Arbeits-
losigkeit oder Erwerbsunfähigkeit) über die Bausparsumme 
 verfügt wird. In diesen Fällen wird allerdings die Wohnungsbau-
prämie nur für die letzten sieben Sparjahre gewährt.
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5. Wohnungswirtschaftliche Zwecke
Zu den wohnungswirtschaftlichen Zwecken zählen beispielsweise:
 –  der Kauf oder Bau eines Wohngebäudes oder einer Eigentums-

wohnung
 –  der Erwerb eines Bauplatzes, um darauf ein Wohngebäude zu er-

richten
 –  die Ablösung bestimmter Verpflichtungen (zum Beispiel Hypo-

thekenschulden) aus dem Bau oder Erwerb eines Wohngebäudes, 
einer Eigentumswohnung, eines eigentumsähnlichen Dauer-
wohnrechts (zum Beispiel in Alten- oder Pflegeheimen und Behin-
derteneinrichtungen) oder eines Bauplatzes

 –  die Beteiligung an der Finanzierung des Baus oder Erwerbs eines 
Gebäudes gegen Überlassung der Wohnung

 –  bauliche Maßnahmen, die ein Mieter zur Modernisierung seiner 
Wohnung vornimmt.

6. Verfahren
Eine Wohnungsbauprämie wird nur auf Antrag gewährt. Dieser muss spä-
testens bis zum Ablauf des zweiten Kalenderjahres, das dem Kalenderjahr, 
in dem die Aufwendungen geleistet worden sind, folgt, bei der Bausparkas-
se oder dem Institut, an das die Aufwendungen geleistet worden sind, ein-
gereicht werden. Maßgebend ist der Eingangsstempel der Bausparkasse oder 
des Instituts. Gleichzeitig wird beim Finanzamt die Wohnungsbauprämie 
angefordert. Wird die Antragsfrist versäumt, kann für das betreffende Jahr 
grundsätzlich keine Wohnungsbauprämie mehr gewährt werden.

Die Wohnungsbauprämie wird zunächst nur festgesetzt. Erst wenn der Bau-
sparer unschädlich über Bausparmittel verfügt (Ablauf der 7-jährigen Sperr-
frist oder begünstigte Verwendung zu wohnungswirtschaftlichen Zwecken), 
erfolgt die Überweisung der festgesetzten Wohnungsbauprämien auf den 
Bausparvertrag.

Nähere Auskünfte zur Wohnungsbauprämie insbesondere auch zur Frage der 
wohnungswirtschaftlichen Zwecke geben gerne die Bausparkassen oder Ihr 
Finanzamt.
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Altersvorsorgebeiträge, das heißt Beiträge zum Aufbau einer privaten kapi-
talgedeckten Altersvorsorge (so genannte Riester-Rente) werden unter be-
stimmten Voraussetzungen durch eine progressionsunabhängige Zulage und 
einen zusätzlichen Sonderausgabenabzug gefördert. Die Gewährung und 
Verwaltung der Zulage sowie die nachträgliche Überprüfung der Fördervor-
aussetzungen obliegt der Zentralen Zulagenstelle für Altersvermögen (ZfA) 
bei der Deutschen Rentenversicherung Bund. Die über den Zulageanspruch 
hinausgehende Berücksichtigung der Altersvorsorgebeiträge als Sonderaus-
gaben erfolgt im Rahmen der Einkommensteuerveranlagung durch das Fi-
nanzamt.

I. Förderberechtigte Personen

1. Unmittelbar begünstigte Person
Die steuerliche Förderung erhalten unbeschränkt einkommensteuerpflich-
tige Personen, wenn sie zum unmittelbar begünstigten Personenkreis gehö-
ren. Die persönlichen Voraussetzungen müssen im jeweiligen Beitragsjahr/
Veranlagungszeitraum zumindest während eines Teils des Jahres vorgelegen 
haben.

Zum unmittelbar begünstigten Personenkreis gehören insbesondere
 –  Arbeitnehmer, die in der gesetzlichen Rentenversicherung pflicht-

versichert sind,
 –  geringfügig Beschäftigte, die auf die Versicherungsfreiheit ver-

zichtet haben und den pauschalen Arbeitgeberbeitrag zur Renten-
versicherung durch eigene Beitragsleistung aufstocken,

 –  Besoldungsempfänger (Beamte, Richter und Berufs- und Zeit-
soldaten),

 –  Beamte, Richter, Berufs- und Zeitsoldaten, die ohne Besoldung 
beurlaubt sind, wenn die Beurlaubung ruhegehaltsfähig ist,

 –  sonstige Beschäftigte, die wegen gewährleisteter Versorgungs-
anwartschaft den Beamten gleichgestellt und in der gesetzlichen 
Rentenversicherung versicherungsfrei sind,
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 –  Bezieher von Lohnersatzleistungen (zum Beispiel Kranken- 
oder Arbeitslosengeld, so genanntes Arbeitslosengeld II oder Kurz-
arbeitergeld),

 –  Bezieher von Vorruhestandsgeld,
 –  Kindererziehende ohne Arbeitseinkommen in den ersten 

36 Kalendermonaten des Kindes,
 –  Wehr- und Zivildienstleistende,
 –  Pflichtversicherte in der Alterssicherung der Landwirte,
 –  bestimmte selbstständig Tätige, die in der gesetzlichen Renten-

versicherung pflichtversichert sind,
 –  Bedienstete der Europäischen Gemeinschaften (zum Beispiel bei 

der Europäischen Patentorganisation EPO oder den koordinierten 
Organisationen – NATO, ESA, OECD und anderen),

 –  Bezieher einer Rente wegen voller Erwerbsminderung, Erwerbsun-
fähigkeit oder von Versorgungsbezügen wegen Dienstunfähigkeit, 
wenn sie vor Beginn der Leistung unmittelbar begünstigt waren.

2. Nicht begünstigte Personen
Nicht zum Kreis der unmittelbar begünstigten Personen gehören unter an-
derem
 –  Pflichtversicherte einer berufsständischen Versorgungseinrichtung, 

sofern sie von der Versicherungspflicht in der gesetzlichen Renten-
versicherung befreit sind,

 –  freiwillig Versicherte in der gesetzlichen Rentenversicherung,
 –  geringfügig Beschäftigte, für die nur der pauschale Arbeitgeber-

anteil zur gesetzlichen Rentenversicherung gezahlt wird,
 –  Bezieher einer Vollrente wegen Alters und Ruhestandsbeamte,
 –  Selbstständige ohne Vorliegen von Versicherungspflicht in der 

 gesetzlichen Rentenversicherung.

3. Besonderheiten bei Ehegatten
Die Frage der Zugehörigkeit zum begünstigten Personenkreis ist auch bei 
nicht dauernd getrennt lebenden Ehegatten für jeden Ehegatten einzeln zu 
beurteilen. Gehören beide Ehegatten zum Kreis der unmittelbar begünstig-
ten Personen, ist jeder Ehegatte mit seinen Altersvorsorgebeiträgen eigen-
ständig zulageberechtigt. Gehört hingegen nur ein Ehegatte zum unmittel-
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bar begünstigten Personenkreis, ist der andere Ehegatte mittelbar zulagebe-
rechtigt (mittelbar begünstigter Ehegatte), wenn er einen eigenen auf seinen 
Namen lautenden Altersvorsorgevertrag abgeschlossen hat.

II. Begünstigte Altersvorsorgebeiträge

Gefördert werden nur Beiträge zu privaten Altersvorsorgeverträgen, die auf 
Antrag des Anbieters von der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsauf-
sicht zertifiziert worden sind. Das Zertifikat stellt kein staatliches Gütesie-
gel dar, sondern bestätigt nur, dass der Vertrag die gesetzlichen Förderkrite-
rien erfüllt. Begünstigt sind zum Beispiel Rentenversicherungen oder Fonds- 
und Banksparpläne. Eine wesentliche Voraussetzung für deren Förderfähig-
keit ist aber, dass der Vertrag eine lebenslange Altersversorgung vorsieht, die 
nicht vor Vollendung des 60. Lebensjahres oder vor dem Beginn der gesetz-
lichen Altersrente ausbezahlt werden darf. Anlagen mit einmaliger Kapital-
auszahlung werden dagegen nicht gefördert. Eine einmalige Kapitalauszah-
lung von bis zu 30 Prozent des zu Beginn der Auszahlungsphase zur Verfü-
gung stehenden Kapitals ist aber zulässig. Die Vereinbarung eines zusätz-
lichen Erwerbsunfähigkeitsschutzes und einer Hinterbliebenenabsicherung 
ist ebenfalls möglich.

Zu den begünstigten Altersvorsorgebeiträgen gehören auch die vom Arbeit-
geber im Rahmen der betrieblichen Altersversorgung geleisteten Zahlungen 
in einen Pensionsfonds, eine Pensionskasse oder Direktversicherung. Voraus-
setzung ist, dass die Zahlungen aus dem individuell versteuerten Arbeitslohn 
erfolgt sind und die Versorgungseinrichtung dem Arbeitnehmer eine lebens-
lange Altersversorgung gewährleistet. Nicht begünstigt sind dagegen nach § 3 
Nr. 63 EStG steuerfreie Zahlungen in den Pensionsfonds, die Pensionskasse 
oder eine Direktversicherung (siehe Seite 14) sowie pauschal versteuerte Bei-
träge für eine Direktversicherung oder an eine Pensionskasse.

Nicht zu den begünstigten Altersvorsorgebeiträgen gehören Sparleistungen, 
für die eine Arbeitnehmer-Sparzulage (siehe Seite 59) gewährt wird oder die 
als Vorsorgeaufwendungen im Rahmen des Sonderausgabenabzugs geltend 
gemacht werden können.
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Für Altersvorsorgebeiträge zugunsten eines Vertrags, aus dem bereits Alters-
vorsorgeleistungen fließen, kommt eine steuerliche Förderung nicht mehr in 
Betracht.

III. Höhe der Altersvorsorgezulage

Die Altersvorsorgezulage (Zulage) setzt sich zusammen aus der Grundzulage 
und (gegebenenfalls) der Kinderzulage und beträgt

In den Jahren Grundzulage Kinderzulage

2006 und 2007 114 € 138 €

ab 2008 154 € 185 €

Beachte
 –  Für unmittelbar Zulageberechtigte, die zu Beginn des Beitragsjah-

res das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, erhöht sich die 
Grundzulage um einmalig 200 € (so genannter Berufseinsteigerbo-
nus). Die Erhöhung wird im ersten nach dem 31. Dezember 2007 
beginnenden Beitragsjahr gewährt, für das eine Altersvorsorgezula-
ge beantragt wird.

 –  Für nach dem 31. Dezember 2007 geborene Kinder erhöht sich die 
Kinderzulage auf 300 €.

Die Grundzulage steht jedem Zulageberechtigten – auch bei Ehegatten – ei-
genständig zu. Die Kinderzulage wird für jedes Kind nur einmal und grund-
sätzlich demjenigen Zulageberechtigten gewährt, dem das Kindergeld aus-
gezahlt wird. Erhalten mehrere Zulageberechtigte für dasselbe Kind Kinder-
geld, steht die Kinderzulage demjenigen zu, dem für den ersten Anspruchs-
zeitraum im Kalenderjahr das Kindergeld ausgezahlt worden ist. Bei Eltern, 
die miteinander verheiratet sind, steht die Kinderzulage – unabhängig von 
der Auszahlung des Kindergeldes – der Mutter zu. Die Eltern können jedoch 
gemeinsam die Übertragung der Kinderzulage auf den Vater beantragen.
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IV. Mindesteigenbeitrag zum Erhalt  
der vollen Zulage

Die Zulage wird nur dann in voller Höhe gewährt, wenn der Zulageberech-
tigte jährlich einen bestimmten Mindesteigenbeitrag, mindestens jedoch den 
Sockelbetrag (siehe Seite 71) auf seinen Altersvorsorgevertrag leistet. An-
sonsten erfolgt eine Kürzung der Zulage nach dem Verhältnis der tatsächlich 
erbrachten Altersvorsorgebeiträge zum maßgeblichen Mindesteigenbeitrag.

Der Mindesteigenbeitrag ermittelt sich wie folgt:

In den Kalenderjahren 2006 und 2007

3 % der maßgebenden Einnahmen, maximal 1 575 €, abzüglich der Zulage

Ab dem Kalenderjahr 2008

4 % der maßgebenden Einnahmen, maximal 2 100 €, abzüglich der Zulage

Die maßgebenden Einnahmen ergeben sich grundsätzlich aus der Summe 
der in dem dem Sparjahr vorangegangenen Kalenderjahr erzielten beitrags-
pflichtigen (rentenversicherungspflichtigen) Einnahmen, der bezogenen 
Besoldung und Amtsbezüge. Bei Beziehern einer Rente wegen voller Er-
werbsminderung, Erwerbsunfähigkeit oder von Versorgungsbezügen wegen 
Dienstunfähigkeit ist der Bruttobetrag der Rente beziehungsweise der Ver-
sorgungsbezüge maßgebend. Bei sonstigen Beschäftigten, die wegen gewähr-
leisteter Versorgungsanwartschaft den Beamten gleichgestellt und in der ge-
setzlichen Rentenversicherung versicherungsfrei sind, treten an die Stelle der 
beitragspflichtigen Einnahmen die erzielten Einnahmen, die beitragspflich-
tig gewesen wären, wenn die Versicherungsfreiheit in der gesetzlichen Ren-
tenversicherung nicht bestanden hätte. Für bestimmte Personenkreise wer-
den abweichend vom tatsächlichen Bruttoarbeitsentgelt besondere Beträge 
als beitragspflichtige Einnahmen angesetzt.

Mindest­

eigenbeitrag

maßgebende 

 Einnahmen

Private Altersvorsorge (Riester-Rente)



�1

Besonderheiten bei Ehegatten
Gehören beide Ehegatten zum unmittelbar begünstigten Personenkreis, ist 
der zu leistende Mindesteigenbetrag für jeden Ehegatten nach seinen maß-
gebenden Einnahmen getrennt zu ermitteln, da jeder Ehegatte eigenständig 
zulageberechtigt ist.

Gehört hingegen nur ein Ehegatte zum unmittelbar begünstigten Personen-
kreis, hat der andere Ehegatte einen abgeleiteten (mittelbaren) Zulagean-
spruch, wenn er einen eigenen auf seinen Namen lautenden Altersvorsor-
gevertrag abgeschlossen hat (siehe Seite 67). Dieser (mittelbar begünstigte) 
Ehegatte hat Anspruch auf die ungekürzte Zulage, wenn der unmittelbar be-
günstigte Ehegatte den von ihm geforderten Mindesteigenbeitrag (mindes-
tens den Sockelbetrag) für seinen Altersvorsorgevertrag unter Berücksichti-
gung der den Ehegatten insgesamt zustehenden Zulagen erbracht hat. Der 
mittelbar begünstigte Ehegatte muss selbst keinen eigenen Mindesteigenbe-
trag leisten.

Sockelbetrag
Ergibt sich aus der Berechnung des Mindesteigenbeitrags (siehe Seite 70) ein 
negativer Betrag oder ist der ermittelte Mindesteigenbeitrag niedriger als der 
Sockelbetrag, muss der Zulageberechtigte mindestens den Sockelbetrag in 
Höhe von jährlich 60 € leisten, um die volle Zulage zu erhalten. Der Sockel-
betrag ist auch zu leisten, wenn in dem dem Sparjahr vorangegangenen Ka-
lenderjahr keine maßgebenden Einnahmen erzielt wurden. Für die Höhe des 
Sockelbetrags ist es unerheblich, ob eine oder mehrere Kinderzulagen ge-
währt werden.

Ein lediger, 30-jähriger, kinderloser, in der gesetzlichen Rentenversicherung 
pflichtversicherter Arbeitnehmer hat im Jahr 2007 beitragspflichtige Einnahmen 
in Höhe von 30 000 €. Welchen Mindesteigenbeitrag muss er zum Erhalt der 
vollen Zulage im Jahr 2008 leisten?

Beitragspflichtige Einnahmen des Vorjahres 30 000 €
davon 4 % 1 200 €
Der maximale Mindesteigenbeitrag von 2 100 €
ist nicht überschritten. Maßgebend sind deshalb 1 200 €
abzüglich der Zulage –  154 €
erforderlicher Mindesteigenbeitrag 1 046 €

mittelbarer 
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Der Mindesteigenbeitrag ist höher als der Sockelbetrag. Um die volle Zulage 
zu erhalten, muss der Arbeitnehmer also einen Mindesteigenbeitrag in Höhe 
von 1 046 € leisten.

Leistet der Arbeitnehmer anstelle des geforderten Mindesteigenbeitrags von 
1 046 € beispielsweise nur einen Eigenbeitrag von 523 € (50 % von 1 046 €), wird 
seine Zulage von 154 € ebenfalls um die Hälfte auf 77 € gekürzt.

Um neben der Zulage noch den zusätzlichen Sonderausgabenabzug in An-
spruch zu nehmen (siehe Seite 73), kann der Arbeitnehmer auch einen hö-
heren Eigenbeitrag als den Sockelbetrag leisten. Staatlich gefördert wird je-
doch höchstens ein Eigenbeitrag in Höhe des maximalen Mindesteigenbei-
trags abzüglich Zulage (ab 2008 also 2 100 € – 154 € = 1 946 €).

V. Zulage-Verfahren

Die Zulage wird nur auf Antrag gewährt. Die Zulage ist innerhalb von zwei 
Jahren nach Ablauf des jeweiligen Sparjahres bei der Zentralen Zulagenstel-
le für Altersvermögen (ZfA) zu beantragen. Der Zulageberechtigte kann aber 
auch seinem Anbieter, mit dem er den Altersvorsorgevertrag abgeschlossen 
hat, eine schriftliche Vollmacht erteilen, dass dieser für ihn – bis auf Wider-
ruf – den Antrag auf Zulage jährlich bei der ZfA stellt (so genannter Dauer-
zulagenantrag). Diese Vollmacht kann beispielsweise im Rahmen des ersten 
Zulagenantrags oder bei Vertragsabschluss erteilt werden.

Der Anbieter leitet die Daten an die ZfA weiter, die die Zulagenberechnung 
durchführt. Die gewährte Zulage wird zugunsten des Zulageberechtigten auf 
dessen Vertrag an den Anbieter ausgezahlt. Hat der Zulageberechtigte meh-
rere Verträge abgeschlossen, muss er bestimmen, auf welchen Vertrag die Zu-
lage überwiesen werden soll. Die Zulage kann auf höchstens zwei Verträge 
verteilt werden.
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VI. Zusätzlicher Sonderausgabenabzug

Neben dem Sonderausgabenabzug für Vorsorgeaufwendungen (siehe Sei-
te 52 ff.) gibt es für die Altersvorsorgebeiträge (siehe Seite 68) einen zusätz-
lichen Sonderausgabenabzug. Den Sonderausgabenabzug können nur Steu-
erpflichtige in Anspruch nehmen, die zum unmittelbar begünstigten Perso-
nenkreis gehören oder als Ehegatte mittelbar begünstigt sind. Als Sonderaus-
gaben abzugsfähig sind die im Veranlagungszeitraum tatsächlich geleisteten 
Altersvorsorgebeiträge und die zustehende Zulage (Grund- und Kinderzula-
ge) bis zu folgenden Höchstbeträgen: 

Kalenderjahr  max. Sonderausgabenabzug

2004/2005 bis zu 1 050 €

2006/2007 bis zu 1 575 €

ab 2008 bis zu 2 100 €

Für den Sonderausgabenabzug ist entscheidend, in welcher Höhe der Zula-
geberechtigte einen Anspruch auf Zulage hat, ob und wann die Zulage dem 
begünstigten Vertrag tatsächlich gutgeschrieben wird, ist unerheblich.

Der zusätzliche Sonderausgabenabzug ist im Rahmen der Einkommensteuer-
Erklärung für das Jahr 2008 mit der »Anlage AV« zu beantragen. Ab dem Jahr 
2009 ist der zusätzliche Sonderausgabenabzug auf der »Anlage Versorgungs-
aufwand« zu beantragen. Zusätzlich zur Anlage AV beziehungsweise zur An-
lage Versorgungsaufwand ist die Bescheinigung des Anbieters über die im 
Veranlagungszeitraum geleisteten Altersvorsorgebeiträge vorzulegen.

Besonderheiten bei Ehegatten
Gehören beide Ehegatten zum unmittelbar begünstigen Personenkreis (siehe 
Seite 66), kann jeder Ehegatte seine Altersvorsorgebeiträge im Rahmen der 
Höchstbeträge als Sonderausgaben geltend machen. Der Höchstbetrag steht 
dabei jedem Ehegatten gesondert zu. Daher kann nicht ausgeschöpftes Ab-
zugsvolumen auch nicht auf den anderen unmittelbar begünstigten Ehegat-
ten übertragen werden.

Höhe
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Gehört nur ein Ehegatte zum unmittelbar begünstigten Personenkreis, steht 
dem nicht unmittelbar begünstigten Ehegatten zwar ein abgeleiteter Zula-
geanspruch zu (siehe Seite 71), ihm wird jedoch kein eigenständiger zusätz-
licher Sonderausgabenabzug gewährt. Altersvorsorgebeiträge, die der nicht 
unmittelbar begünstigte Ehegatte auf seinen eigenen Vertrag geleistet hat, 
können daher grundsätzlich nicht als Sonderausgaben berücksichtigt werden. 
Hat jedoch der unmittelbar begünstigte Ehegatte seinen Sonderausgaben-
höchstbetrag durch seine eigenen Altersvorsorgebeiträge und die – beiden 
Ehegatten – zustehenden Zulagen nicht ausgeschöpft, können die vom nicht 
unmittelbar begünstigten Ehegatten auf seinen eigenen Vertrag geleisteten 
Altersvorsorgebeiträge insoweit als Sonderausgaben berücksichtigt werden.

Günstigerprüfung
Sofern für Altersvorsorgebeiträge der Sonderausgabenabzug beantragt wird, 
prüft das Finanzamt, ob der Steuervorteil aus dem Sonderausgabenabzug 
oder der Anspruch auf Altersvorsorgezulage günstiger ist. Der Sonderausga-
benabzug wird nur gewährt, wenn er günstiger ist als der Anspruch auf die 
Zulage. Ähnlich wie beim Familienleistungsausgleich mit Kindergeld und 
den Freibeträgen für Kinder wird in den Fällen, in denen der Sonderausga-
benabzug günstiger ist, die tarif liche Einkommensteuer um den Anspruch 
auf Zulage erhöht. Der Steuerpflichtige erhält daher im Rahmen seiner Ein-
kommensteuerveranlagung nur die über den Zulageanspruch hinausgehende 
Steuerermäßigung. Bei zusammen veranlagten Ehegatten werden die – bei-
den Ehegatten – zustehenden Zulagen mit dem sich aus dem zusätzlichen 
Sonderausgabenabzug insgesamt ergebenden Steuervorteil verglichen.

Beachte Um die volle steuerliche Förderung sicherzustellen, muss deshalb 
stets neben dem zusätzlichen Sonderausgabenabzug auch die Altersvorsorge-
zulage über den Anbieter bei der Zentralen Zulagenstelle für Altersvermö-
gen beantragt werden.

VII. Besteuerung der Altersvorsorgeleistungen

Es greift das Prinzip der nachgelagerten Besteuerung: Korrespondierend zur 
Steuerfreistellung der Beiträge, Zahlungen, Erträge und Wertsteigerungen in 
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der Ansparphase werden die Leistungen erst in der Auszahlungsphase be-
steuert. Der Umfang der Besteuerung richtet sich deshalb danach, ob und in-
wieweit die Beiträge in der Ansparphase durch den zusätzlichen Sonderaus-
gabenabzug und die Altersvorsorgezulage gefördert worden sind. Wurden 
die Beiträge in der Ansparphase durch Zulagen und/oder durch den zusätz-
lichen Sonderausgabenabzug gefördert, sind die Leistungen aus zertifizierten 
Altersvorsorgeverträgen (Riester-Rente) in vollem Umfang steuerpflichtig. 
Das gilt auch, soweit sie auf gutgeschriebenen Zulagen und in der Anspar-
phase erwirtschafteten Erträgen sowie Wertsteigerungen beruhen. Gleiches 
gilt für die Erträge, die aus einer schädlichen Verwendung von gefördertem 
Riester-Vermögen zufließen (siehe Seite 76). Wurden in der Ansparphase so-
wohl geförderte als auch nicht geförderte Beiträge geleistet, sind die Leistun-
gen aufzuteilen. Die Aufteilung erfolgt durch den Anbieter und wird von die-
sem bescheinigt.

Soweit die Leistungen auf steuerlich nicht geförderten Beiträgen beruhen, 
richtet sich die Besteuerung grundsätzlich danach, in welcher Form die Leis-
tungen ausbezahlt werden:

 –  Werden die Leistungen als lebenslange Rente ausbezahlt, erfolgt 
die Besteuerung mit dem Ertragsanteil, der sich nach dem bei 
Rentenbeginn vollendeten Lebensjahr richtet.

 –  Erfolgt die Auszahlung nicht als lebenslange Rente (zum Beispiel 
Einmalkapitalauszahlungen), werden die Leistungen wie Leis-
tungen aus Lebensversicherungen besteuert.

 –  In allen anderen Fällen wird der Unterschiedsbetrag zwischen der 
ausgezahlten Leistung und der Summe der auf sie entrichteten 
Beiträge besteuert.

Beachte Da Riester-Verträge nachgelagert – also in der Auszahlungspha-
se und nicht bereits in der Ansparphase – besteuert werden, unterliegen die 
in der Ansparphase erzielten Erträge nicht der ab dem 1. Januar 2009 gelten-
den Abgeltungsteuer.
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VIII. Schädliche Verwendung des 
Altersvorsorgevermögens

Das in einem Altersvorsorgevertrag (Riester-Vertrag) gebundene Altersvor-
sorgevermögen darf frühestens mit Vollendung des 60. Lebensjahres oder 
mit Beginn der Altersrente beziehungsweise der beamtenrechtlichen Versor-
gungsbezüge und grundsätzlich nur in Form einer lebenslangen monatlichen 
Leibrente oder eines Auszahlungsplans an den Zulageberechtigten ausgezahlt 
werden. Wird gefördertes Altersvorsorgevermögen nicht entsprechend den 
Vertragsbedingungen im Rahmen einer Leibrente oder eines Auszahlungs-
plans zurückgezahlt oder erfolgt die Auszahlung vor Vollendung des 60. Le-
bensjahres, liegt eine zweckwidrige schädliche Verwendung vor.  Eine schäd-
liche Verwendung hat zur Folge, dass der Steuerpflichtige die auf das ausge-
zahlte und geförderte Kapital entfallenden Altersvorsorgezulagen und die im 
Rahmen des Sonderausgabenabzugs gewährten Steuervergünstigungen zu-
rückzuzahlen hat. Außerdem sind die im ausgezahlten Kapital enthaltenen 
Erträge und Wertsteigerungen zu versteuern. Keine schädliche Verwendung 
ist aber eine einmalige Teilkapitalauszahlung zu Beginn der Auszahlungspha-
se in Höhe von bis zu 30 % des zu diesem Zeitpunkt vorhandenen Altersvor-
sorgevermögens und die Abfindung einer Kleinbetragsrente. Unschädlich ist 
auch, wenn der Vertrag im Verlauf der Ansparphase gekündigt und das ge-
bildete geförderte Kapital auf einen anderen auf den Namen des Zulagebe-
rechtigten lautenden Altersvorsorgevertrag übertragen wird. Die Auszahlung 
von nicht gefördertem Altersvorsorgevermögen ist ebenfalls keine schädliche 
Verwendung.

Eine schädliche Verwendung liegt grundsätzlich auch vor, wenn im Fall des 
Todes des Zulageberechtigten gefördertes Altersvorsorgevermögen an einen 
Dritten ausgezahlt wird. Bei Ehegatten ist jedoch keine schädliche Verwen-
dung gegeben, wenn das geförderte Altersvorsorgevermögen des verstor-
benen Ehegatten zugunsten eines auf den Namen des überlebenden Ehegat-
ten lautenden zertifizierten Altersvorsorgevertrags übertragen wird. Keine 
schädliche Verwendung liegt ferner vor, wenn der Vertrag eine zusätzliche 
Hinterbliebenenversicherung enthält und insoweit gefördertes Altersvor-
sorgevermögen in Form einer Hinterbliebenenrente an den überlebenden 

Folgen einer 

schädlichen 

 Verwendung

keine schädliche 

Verwendung

Auszahlung an 

einen Dritten

Private Altersvorsorge (Riester-Rente)



��

Ehegatten oder an ein steuerlich berücksichtigungsfähiges Kind ausgezahlt 
wird.

Die staatliche Förderung knüpft an die unbeschränkte Einkommensteuer-
pflicht mit einem Wohnsitz oder dem gewöhnlichen Aufenthalt im Inland 
an. Dementsprechend führt der endgültige Wegzug ins Ausland grundsätz-
lich zur Rückforderung der gewährten Zulagen und Steuervergünstigungen. 
Die Rückzahlung kann aber auf Antrag bis zur Auszahlung der Altersvorsor-
geleistungen gestundet werden.

Mit dem Eigenheimrentengesetz wurde die selbstgenutzte Wohnimmobilie 
stärker in die geförderte Altersvorsorge einbezogen. Bis zum Jahr 2007 konn-
te der Zulageberechtigte von seinem zertifizierten Altersvorsorgevertrag le-
diglich einen Betrag von mindestens 10 000 €  und höchstens 50 000 €  för-
derunschädlich entnehmen, wenn er den entnommenen Betrag unmittel-
bar für die Anschaffung oder Herstellung von selbstgenutztem inländischen 
Wohneigentum verwendet hat (Altersvorsorge-Eigenheimbetrag). Allerdings 
musste er das entnommene Kapital – unverzinst – in monatlich gleichblei-
benden Raten bis zur Vollendung des 65. Lebensjahres wieder in den zertifi-
zierten Altersvorsorgevertrag zurückzahlen.

Ab dem Veranlagungszeitraum 2008
 –  kann der Altersvorsorge-Eigenheimbetrag mit bis zu 100 % des 

 gebildeten und geförderten Altersvorsorgevermögens entnommen 
werden. Bei Altersvorsorgeverträgen, die vor dem 1. Januar 2008 
abgeschlossen wurden, muss jedoch mindestens ein Eigenheim-
betrag von 10 000 € entnommen werden.

 –  kann der Altersvorsorge-Eigenheimbetrag neben der Anschaffung 
und Herstellung einer Wohnung auch für Anteile an einer Wohn-
baugenossenschaft oder die Entschuldung einer selbstgenutzten 
Wohnung verwendet werden.

Wegzug 

 ins Ausland
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Regelung ab 2008
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 –  sind anstelle der Sparleistungen in einen klassischen Riester-
 Vertrag (siehe Seite 68) auch Tilgungsleistungen zugunsten eines 
Darlehensvertrags begünstigt (so genannte »Tilgungsförderung«). 
Das Darlehen muss allerdings unmittelbar für eine nach dem 
31. Dezember 2007 erfolgte wohnungswirtschaftliche Verwendung 
eingesetzt werden; also für die Anschaffung, Herstellung oder 
 Entschuldung einer Wohnung oder für den Erwerb von Anteilen 
an einer eingetragenen Genossenschaft für die Selbstnutzung 
einer  Genossenschaftswohnung. 

Sowohl für die Verwendung des Altersvorsorge-Eigenheimbetrags als auch 
für die Eigenheimrente ist Voraussetzung, dass die Wohnung den Lebens-
mittelpunkt des Zulageberechtigten bildet, im Inland belegen ist und vom 
Zulageberechtigten zu eigenen Wohnzwecken genutzt wird. Eine begünstig-
te Wohnung ist
 –  ein eigenes Haus (auch ein Mehrfamilienhaus),
 –  eine eigene Eigentumswohnung,
 –  eine Genossenschaftswohnung einer eingetragenen Genossen-

schaft oder
 –  ein eigentumsähnliches oder lebenslanges Dauerwohnrecht.

Nicht begünstigt sind Ferien- oder Wochenendwohnungen. Eine Nutzung 
zu eigenen Wohnzwecken (hierzu gehört auch das betreute Wohnen) setzt 
nicht voraus, dass der Zulageberechtigte Alleinnutzer ist.

Beachte Der Zulageberechtigte muss nicht Alleineigentümer sein; ein 
Miteigentumsanteil ist grundsätzlich ausreichend. Der Entnahmebetrag darf 
jedoch die Anschaffungs-/Herstellungskosten (ggf. des Miteigentumsanteils) 
nicht übersteigen.

Förderberechtigt sind ausschließlich diejenigen, die auch eine Riesterrente 
abschließen könnten (siehe Seite 66). Dies gilt sowohl für die unmittelbaren 
als auch die mittelbar Förderberechtigten.

begünstigte 

 Wohnung

Förderberechtigte

»Eigenheimrente« oder »Wohn-Riester«
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I. Begünstigte Tilgungsleistungen

Nach der so genannten Tilgungsförderung sind Tilgungsleistungen zuguns-
ten zertifizierter Darlehensverträge – an Stelle der Sparbeiträge – steuerlich 
begünstigt. Voraussetzung ist, dass

 –  eine Förderberechtigung für die Riester-Rente besteht und
 –  das Darlehen für eine selbst genutzte Wohnimmobilie, 

die nach dem 31. Dezember 2007 gekauft oder gebaut wird, 
 eingesetzt wird.

Beachte Nicht begünstigt sind Darlehen zur Finanzierung einer vor dem 
1. Januar 2008 angeschafften oder hergestellten Wohnung.

Begünstigt werden auch Altersvorsorgeverträge, die sich aus einer Sparpha-
se und einer Darlehensphase zusammensetzen (so genannte Kombinations-
fälle). Hierbei handelt es sich etwa um die klassischen Bausparverträge. Der 
Anleger kann somit – wenn die entsprechenden Voraussetzungen vorliegen – 
steuerlich begünstigt ansparen und dann auch die Tilgung gefördert bekom-
men. 

II. Höhe der steuerlichen Förderung

Die Tilgungsleistungen für zertifizierte Immobilienkredite werden steuer-
lich gleichrangig berücksichtigt wie Altersvorsorgebeiträge. Es werden also 
dieselben Zulagen wie bei der »normalen« Riesterförderung gewährt (siehe 
Seite 69). Die staatlichen Zulagen für Tilgungsbeiträge werden in diesen Fäl-
len zu 100 % zur Darlehenstilgung eingesetzt.

Bausparverträge

»Eigenheimrente« oder »Wohn-Riester«
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III. Ausgestaltung der Förderung  
beim »Wohn-Riester« (so genannte Ansparphase)

Wie bei den klassischen Altersvorsorgeprodukten werden finanzielle Mittel, 
die zur Bildung von selbst genutztem Wohneigentum eingesetzt werden, so 
gefördert wie Altersvorsorgebeiträge, die auf ein Sparkonto einbezahlt wer-
den. Vereinfacht ausgedrückt wird das Sparkonto durch die Immobilie er-
setzt. 

IV. Nachgelagerte Besteuerung  
(so genannte Auszahlungs- beziehungsweise 
Versorgungsphase)

Sowohl bei der Entnahme eines Altersvorsorge-Eigenheimbetrags als auch 
bei Altersvorsorgebeiträgen in Form von Tilgungsleistungen erfolgt die nach-
gelagerte Besteuerung anhand eines so genannten »Wohnförderkontos«. Die 
dort eingestellten Beträge werden jährlich um 2 % erhöht. Die Förderberech-
tigten haben zu Beginn der Auszahlungsphase ein Wahlrecht. Sie können 
sich entweder für die sukzessive nachgelagerte Besteuerung über einen län-
geren Zeitraum von 17 bis 25 Jahren oder für eine Einmalbesteuerung zu Be-
ginn der Auszahlungs- beziehungsweise Rentenphase entscheiden. Bei der 
Einmalbesteuerung sind 70 % des auf dem Wohnförderkonto angesammelten, 
steuerlich geförderten Gesamtbetrags zu versteuern.

Beachte Für die nachgelagerte Besteuerung wird nicht auf den konkreten 
Nutzungswert der Immobilie im Alter abgestellt, sondern nur auf die vom 
Förderberechtigten tatsächlich entnommenen Beträge beziehungsweise er-
brachten Beiträge und die bezogene Förderung. Beträgt der Stand des Wohn-
förderkontos beispielweise 10 000 €, dann wird nur dieser Betrag steuerlich 
erfasst, auch wenn sich der Wert der Immobilie zwischenzeitlich verdoppelt 
hätte und die Nutzungen aus dem mietfreien Wohnen mehr »wert« sind, als 
bei Inanspruchnahme der Förderung vorgesehen wurde.

Wohnförderkonto

»Eigenheimrente« oder »Wohn-Riester«
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V. Abschlussbeispiel

Ein lediger, 45-jähriger, kinderloser, in der gesetzlichen Rentenversicherung 
pflichtversicherter Arbeitnehmer hat beitragspflichtige Jahreseinnahmen 
 in Höhe von 50 000 €. Er erwirbt Anfang 2008 eine selbst genutzte Eigentums-
wohnung und beansprucht ein Bauspardarlehen mit einer Darlehenssumme 
in Höhe von 40 000 €. Die Laufzeit beträgt 20 Jahre. Welchen eigenen Spar- oder 
Tilgungsbeitrag muss er jährlich leisten?

Um die volle Grundzulage von 154 € zu erhalten, ist ein Mindesteigenbeitrag 
in Höhe von 2 000 € (4 % von 50 000 maximal 2 100 €) erforderlich. Da die Zulage 
als Eigenbeitrag zählt, hat der Arbeitnehmer einen eigenen Tilgungsbeitrag in 
Höhe von 1 846 € zu erbringen. Damit ergibt sich folgende Entwicklung des Bau-
spardarlehens:

Bauspardarlehen
Darlehenssumme 40 000 €
 – Zulage – jährlich – 154 €
 – Eigener Anteil an den Tilgungen – jährlich – 1 846 €
 – Gesamtbetrag der Tilgung – jährlich – 2 000 €
 –  Tilgungsdauer 20 Jahre
 –  Tilgung insgesamt 40 000 €

Beachte Über den zusätzlichen Sonderausgabenabzug (siehe Seite 73) 
kann der Arbeitnehmer einen über die Zulage hinaus gehenden Steuervor-
teil in Höhe von jährlich 657 € erhalten. Dieser wird im Rahmen der Einkom-
mensteuerveranlagung zweckfrei dem Arbeitnehmer ausbezahlt und stellt 
keinen Tilgungsbeitrag dar.

Das spätere nachzuversteuernde Wohnförderkonto und die nachgelagerte 
Besteuerung stellen sich wie folgt dar:

Wohnförderkonto
Darlehenstilgungen (Eigenbeiträge + Zulagen / insgesamt) 40 000 €
+ jährliche Erhöhung um 2 % insgesamt  8 595 €
Gesamtstand Wohnförderkonto nach 20 Jahren 48 595 €

Nachgelagerte Besteuerung
Stand des Wohnförderkontos
zu Beginn der Rentenphase (hier: mit 65. Lebensjahr) 48 595 €

Beispiel

»Eigenheimrente« oder »Wohn-Riester«
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– Einmalbesteuerung – einmalig im Jahr 
  nach Beginn der Rentenphase –
  zu versteuern sind 70 % des Wohnförderkontos
  (70% von 48 595 €) 34 016 €

  oder

– Verteilung  bis zum 85. Lebensjahr –
  (also auf 20 Jahre: 48 595 € ÷ 20 = 2 429 €)
  jährlich zu versteuernder Betrag 2 429 €

Zusammenfassung
– Förderung insgesamt (Zulagen + Steuervorteil) 16 220 €
– Eigenbeiträge 36 920 €
– Für den Wohnungserwerb zur Verfügung stehende 
  Darlehenssumme 40 000 €
– Nachgelagert zu versteuern bei
  Verteilung der Steuerlast bis zum 85. Lebensjahr 48 595 €
  Einmalbesteuerung zu Beginn der Rentenphase 34 016 €
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Finanzministerium Baden-Württemberg,
Neues Schloss, 70173 Stuttgart

Fischbach-Druck GmbH, Reutlingen

L2 M 3 Kommunikationsdesign GmbH, Stuttgart

Staatsministerium Baden-Württemberg, Fotostudio Thoma, Waldkirch

Diese Informationsschrift wird von der Landesregierung in Baden-Württem-
berg im Rahmen ihrer verfassungsmäßigen Verpflichtung zur Unterrichtung 
der Öffentlichkeit herausgegeben. Sie darf weder von Parteien noch von de-
ren Kandidaten oder Helfern während eines Wahlkampfes zum Zwecke der 
Wahlwerbung verwendet werden. Dies gilt für alle Wahlen. Missbräuchlich 
ist insbesondere die Verteilung auf Wahlveranstaltungen, an Informations-
ständen der Parteien sowie das Einlegen, Aufdrucken oder Aufkleben partei-
politischer Information oder Werbemittel. Untersagt ist auch die Weiterga-
be an Dritte zur Verwendung bei Wahlwerbung. Auch ohne zeitlichen Bezug 
zu einer bevorstehenden Wahl darf die vorliegende Druckschrift nicht so 
verwendet werden, dass dies als Parteinahme der Herausgeberin zugunsten 
einzelner politischer Gruppen verstanden werden könnte. Diese Beschrän-
kungen gelten unabhängig vom Vertriebsweg, also unabhängig davon, wann, 
auf welchem Wege und in welcher Anzahl diese Informationsschrift dem 
Empfänger zugegangen ist. Erlaubt ist es jedoch den Parteien, diese Informa-
tionsschrift zur Unterrichtung ihrer Mitglieder zu verwenden.

Diese aktualisierte Fassung entspricht der Gesetzeslage im Jahr 2009.
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